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¦ber das Projekt ĂDeutsch-Ukrainischer Agrarpolitischer Dialog (APD)ñ 

 

Das Projekt Deutsch-Ukrainischer Agrarpolitischer Dialog (APD) wird vom Bundesministerium f¿r 

Ernªhrung und Landwirtschaft (BMEL) seit 2006 zunªchst bis 2018 gefºrdert und in dessen Auftrag 

¿ber den Mandatar GFA Consulting Group GmbH sowie eine Arbeitsgemeinschaft bestehend aus der 

IAK AGRAR CONSULTING GmbH (IAK), dem Leibniz-Institut f¿r Agrarentwicklung in Transforma-

tionsºkonomien (IAMO) und der AFC Consultants International GmbH durchgef¿hrt. Projekttrªger 

ist das Institut f¿r Wirtschaftsforschung und Politikberatung in Kiew. Der APD kooperiert mit der 

BVVG Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH bei der Umsetzung wichtiger Komponenten zur 

Entwicklung einer effektiven und transparenten Bodenverwaltung in der Ukraine. Benefiziar ist das 

Ministerium f¿r Agrarpolitik und Ernªhrung der Ukraine. 

In ¦bereinstimmung mit marktwirtschaftlichen und ordnungspolitischen Grundsªtzen und unter Be-

r¿cksichtigung der sich aus dem EU-Ukraine-Assoziierungsabkommen ergebenden Entwicklungspo-

tentiale soll das Projekt die Ukraine bei der Entwicklung einer nachhaltigen Landwirtschaft, einer 

effektiven Verarbeitungsindustrie und bei der Steigerung der internationalen Wettbewerbsfªhigkeit 

unterst¿tzen. Dazu sollen vor allem deutsche, hier u.a. ostdeutsche, aber auch internationale, ins-

besondere EU-Erfahrungen bei der Gestaltung agrarpolitischer Rahmenbedingungen sowie bei der 

Organisation von entsprechenden Institutionen bereitgestellt werden.  
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1.  ABK¦RZUNGSVERZEICHNIS 

AGEE Stat Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien ï Statistik 

BAFA Bundesamt f¿r Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 

BLE Bundesanstalt f¿r Landwirtschaft und Ernªhrung 

BMWi Bundesministerium f¿r Wirtschaft und Energie 

EE Erneuerbare Energien 

EEG Erneuerbare Energien Gesetz 

EEWªrmeG Erneuerbare-Energien-Wªrme-Gesetz 

EEX European Energy Exchange Bºrse, Leipzig 

EG Europªische Gemeinschaft 

ETS Emission Trade System (EU-Emissionsrechtehandel) 

EU Europªische Union  

ISCC International Sustainability & Carbon Certification 

KfW Kreditanstalt f¿r Wiederaufbau (nationale Fºrderbank) 

KWK Kraft-Wªrme-Kopplung 

KWKG Kraft-Wªrme-Kopplung-Gesetz 

kW Kilowatt 

MAP Marktanreizprogramm Erneuerbare Energien des BMWi 

MW Megawatt 

RED Renewable Energy Directive (Richtlinie 2009/28/EG) 

NRED New Renewable Energy Directive (RED II) 

SKE Steinkohleeinheit 

SAEE Staatliche Agentur zur Energieeffizienz und ïeinsparung der Ukraine 

SMU Ministerrat der Ukraine 

THG Treibhaus-Gase 

UABIO Ukrainische Bioenergie-Assoziation  

UMAP Marktanreizprogramm Erneuerbare Energien der Ukraine 
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2.  EINLEITUNG  

Die Nutzung von Bioenergie, die aus Nachwachsenden Rohstoffen produziert wird, hilft den Klima-

wandel gezielt zu bremsen, in dem weniger Treibhausgase als bei fossilen Rohstoffen freigesetzt 

werden und bei der Lagerung biogener Brennstoffe sogar Kohlendioxid gespeichert wird. Biobrenn-

stoffe dienen der Versorgungssicherheit, denn sie sind nicht endlich und kºnnen in nahezu allen 

Lªndern der Erde gewonnen werden. Ihre Nutzung ist hªufig mit Umweltvorteilen verbunden, zum 

Beispiel in umweltsensiblen Bereichen. Zudem bietet der gezielte Anbau nachwachsender Rohstoffe 

entgegen der ºffentlichen Wahrnehmung nicht nur Risiken, sondern auch Chancen f¿r ein breiteres 

Artenspektrum in der Landwirtschaft. Denn schlieÇlich ist die Palette der Energie- und Rohstoff-

pflanzen breit und viel grºÇer als das Spektrum der heute vorwiegend angebauten Nahrungs- und 

Futterpflanzen.  

Werden nachwachsende Rohstoffe in der lokalen Land- und Forstwirtschaft erzeugt und auch wei-

ter verarbeitet und verbraucht, bleibt die d amit zusammenhªngende Wertschºpfung im Land und 

generiert in der Regel neue Arbeitsplªtze. Gerade f¿r den strukturschwachen und oft von Abwan-

derung geprªgten lªndlichen Raum bietet dies groÇe Chancen und neue Perspektiven f¿r die Men-

schen vor Ort.  

Nachwachsende Rohstoffe und ihre energetische Nutzung kommen in den unterschiedlichsten Be-

reichen der Industrie und im privaten Umfeld zum Einsatz. Neben der speicherbaren Bioenergie, 

die in verschiedenen Verfahren in Strom, Wªrme und/oder Kraftstoffe umgewandelt werden kann, 

gibt es bei der stofflichen Nutzung nachwachsender Rohstoffe ein immenses Produktspektrum.  

Bioenergie ist ein wichtiger Bestandteil der Erneuerbaren Energien (EE); sie ist frei von volatilen 

und zeitbegrenzten Produktionsschwankungen und kann bedarfsgerecht eingesetzt werden. Ein 

groÇer Vorteil von bioenergiebasierten Energieversorgungssystemen ist die fehlende Notwendigkeit 

von Stand-By-Kapazitªten und der damit verbundenen Betriebskosten. Die Nutzung von Bioenergie 

im Gesamtkontext der Erneuerbaren Energien kann einen flexiblen Einsatz des Energieversor-

gungssystems stabilisieren und im Rahmen von Ăsmart gridñ-Lºsungen die ¿brigen EE-Optionen 

effektiv und intelligent ergªnzen. 

F¿r den Ausbau der Bioenergie, um verf¿gbare Potentiale zu erschlieÇen, sind allerdings effektive 

und zielgerichtete Rahmenbedingungen notwendig. 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen in Deutschland zur Entwicklung der EE werden auf mindes-

tens vier verschiedenen Handlungsebenen, die miteinander verkn¿pft sind, gelegt. Dies sind die 

globale Ebene, die EU-Ebene, die nationale und die Lªnderebene in Deutschland. Jede Ebene spielt 

eine wichtige Rolle, wenn der Umbau zu einem nachhaltigen Energiesystem mit Beteiligung von 

EE-Konzepten gelingen soll. 

Weltweit:  Die Einf¿hrung eines weltweiten Handelssystems f¿r Emissionszertifikate spielt f¿r die 

Wettbewerbsfªhigkeit der Erneuerbaren Energien und eine faire Verteilung der Kosten f¿r den 

Umwelt- und Klimaschutz eine wesentliche Rolle. 

Europªische Union (EU): Die Europªische Union muss durch eine passende Gesetzgebung u. a. 

folgende Punkte hin zu einem komplett nachhaltigen Energiesystem unterst¿tzen: 

a. den Import von Strom aus Erneuerbaren Energien aus Drittlªndern ermºglichen und begleiten, 

b. den lªnder¿bergreifenden Ausbau einer, auf die k¿nftigen Anforderungen ausgerichteten, 

leistungsfªhigen Stromnetzinfrastruktur gewªhrleisten, 
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c. Rahmenbedingungen f¿r die Integration eines steigenden  Anteils an Erneuerbaren Energien 

in das europªische Stromverbundnetz schaffen, 

d. Erneuerbare Energien und insbesondere Bioenergie-Technologien fºrdern, 

e. das EU Emission Trade System (ETS) fortentwickeln. 

Insbesondere in den nachstehend aufgef¿hrten Feldern muss Deutschland rechtliche Rahmenbe-

dingungen aufweisen, die die Erneuerbaren Energien und Bioenergie fºrdern oder zumindest nicht 

in ihrer weiteren Entwicklung behindern. Diese Felder sind: 

a. die Stromerzeugung (Bioenergie spielt eine untergeordnete Rolle im Rahmen des EE-

Stroms); 

b. die Erzeugung und Versorgung mit Wªrme (Bioenergie spielt eine ¿bergeordnete Rolle im 

Rahmen der EE-Wªrme); 

c. der Mobilitªts- und Transportsektor, Klªrung der Biokraftstoffproblematik; 

d. die Steigerung der Energieeffizienz; 

e. der Ausbau der Stromnetzinfrastruktur;  

f. Regelungen f¿r die Schaffung intelligenter Stromnetze; 

g. die Schaffung von hinreichenden Energiespeicherkapazitªten. 

Mit der EU-Richtlinie f¿r erneuerbare Energien 2009/28/EG werden ehrgeizige verbindliche Ziele 

f¿r die gesamte EU gesetzt: 20 Prozent des Endenergieverbrauchs aus erneuerbaren Energien 

sowie ein Mindestanteil von 10 Prozent Erneuerbare Energien im Verkehrssektor sollen bis 2020 

erreicht werden. Mit dieser Richtlinie wurde erstmals eine europªische Gesamtregelung f¿r alle 

Bereiche der erneuerbaren Energien Strom, Wªrme/Kªlte und Transport eingef¿hrt. Die bis dahin 

auf EU-Ebene existierenden Instrumente zur Fºrderung der erneuerbaren Energien, die Strom-

Richtlinie 2001/77/EG und Biokraftstoff-Richtlinie 2003/30/EG, sind zum 1.1.2012 aufgehoben und 

durch diese neue umfassende EU-Richtlinie ersetzt worden. 

Die Richtlinie sieht differenzierte verbindliche nationale Gesamtziele der EU-Mitgliedstaaten vor, die 

von 10 Prozent f¿r Malta bis 49 Prozent f¿r Schweden reichen. F¿r Deutschland ist ein nationales 

Ziel von 18 Prozent am gesamten Endenergieverbrauch vorgesehen. Zur nationalen Zielerreichung 

baut die Richtlinie in erster Linie auf die nationalen Fºrderinstrumente. Sie sieht jedoch auch die 

Mºglichkeit der flexiblen Zielerreichung ¿ber die sog. flexiblen Kooperationsmechanismen vor. So 

kann ein Mitgliedsstaat einen Teil seines Ziels durch Projekte in anderen Mitgliedsstaaten bzw. 

durch direkten Transfer von Erneuerbaren-Energien-Mengen aus einem anderen Mitgliedsstaat er-

f¿llen. Dieser Ansatz fºrdert den kosteneffizienten, an Potentialen ausgerichteten Ausbau der er-

neuerbaren Energien in der Europªischen Union. 

Daneben enthªlt die Richtlinie konkrete Vorgaben f¿r die Fºrderung der erneuerbaren Energien im 

Strom-, Verkehrs- und Wªrmesektor. Die Richtlinie sieht zudem vor, dass die Mitgliedstaaten bis 

zum 30.6.2010 nationale Aktionsplªne zur Umsetzung ihrer Ziele erstellen und der Europªischen 

Kommission ¿ber die erzielten Fortschritte im Rahmen weiterer vielfªltiger Berichts- und Mittei-

lungspflichten regelmªÇig berichten. Zur Erstellung der nationalen Aktionsplªne m¿ssen die Mit-

gliedstaaten das von der Europªischen Kommission am 30.6.2009 verºffentlichte Muster nutzen. 

F¿r die einzelnen Sektoren bedeutet das f¿r 2020 Anteile von 15,5 Prozent erneuerbare Energien 

im Bereich Wªrme/Kªlte, ein Anteil von 38,6 Prozent erneuerbaren Energien am Strommarkt und 

ein Anteil von 13,2 Prozent im Verkehrsbereich. Die Bundesregierung beschloss erstmals am 4. 

August 2010 den Nationalen Aktionsplan f¿r erneuerbare Energie. Im Hinblick auf das verbindliche 

Ziel von 18 Prozent hat sich die Bundesregierung bereits vor Erstellung des Nationalen Aktionsplans 

Sektorziele gesetzt und diese in den entsprechenden Gesetzen verankert. So sollen zum Beispiel 
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bis 2020 mind. 30 Prozent erneuerbare Energien am Stromverbrauch und 14 Prozent erneuerbare 

Energien im Wªrmebereich erreicht werden. Diese Sektorziele haben weiterhin G¿ltigkeit. 

Der Nationale Aktionsplan f¿r EE ist die zentrale Berichtspflicht zur EU-Richtlinie f¿r erneuerbare 

Energien (Richtlinie 2009/28/EG). Die EU-Mitgliedstaaten m¿ssen anhand eines vorgegebenen 

Musters einen Nationalen Aktionsplan f¿r erneuerbare Energie mit MaÇnahmen und Ausbaupfaden 

zur Erreichung des verbindlichen nationalen Ziels vorlegen.  

Die EU-Kommission hat zudem angek¿ndigt, Ende 2016 einen Entwurf f¿r eine neue Erneuerbaren-

Richtlinie f¿r die Zeit nach 2020 zu Umsetzung des EU-2030-Ziels f¿r den Anteil erneuerbarer 

Energien vorzulegen. Der Europªische Rat hatte im Oktober 2014 als Teil seiner Entscheidung ¿ber 

einen Europªischen Klima- und Energierahmen 2030 ein verbindliches EU-Ziel f¿r einen Anteil von 

mindestens 27% erneuerbarer Energien in 2030 beschlossen. 

 



8 

3.  STAND DER BIOENERGIE IN DEUTSCHLAND 

Biomasse ist bisher der wichtigste und vielseitigste erneuerbare Energietrªger in Deutschland. Bi-

omasse wird in fester, fl¿ssiger und gasfºrmiger Form zur Strom- und Wªrmeerzeugung und zur 

Herstellung von Biokraftstoffen genutzt.  

Die Nutzung von Bioenergie soll in den Sektoren Wªrme, Verkehr und Strom weiter ausgebaut 

werden. Die technisch nutzbaren Potenziale daf¿r sind in Deutschland vorhanden, gleichwohl sind 

sie begrenzt und ihre ErschlieÇung ist oft nur mit hohen Kosten mºglich. 

Neben der land- und forstwirtschaftlich bereitgestellten Biomasse stehen Reststoffe und Abfªlle 

biogenen Ursprungs f¿r die energetische Nutzung zur Verf¿gung. Hierzu zªhlen, neben dem Alt- 

und Gebrauchtholz, Bioabfªlle (z.B. die Biotonne), G¿lle/Festmist und Getreidestroh. Der Erschlie-

Çung dieses in groÇen Teilen noch unerschlossenen Potenzials wird in Zukunft im Vordergrund 

stehen. Die energetische Nutzung von biogenen Rest- und Abfallstoffen trªgt dazu bei, mºgliche 

Nutzungskonflikte zwischen der energetischen und der stofflichen Nutzung von Biomasse zu ver-

meiden oder zu vermindern. Bei neuen Anlagen im Strombereich sollen zuk¿nftig vor allem Abfall- 

und Reststoffe zum Einsatz kommen. 

Der in Deutschland mit Abstand wichtigste Bioenergietrªger ist das Holz. Der inlªndische Verbrauch 

von Holzrohstoffen hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten kontinuierlich zugenommen. Zu den 

Holzrohstoffen gehºren Waldholz, Altholz (Gebrauchtholz), Landschaftspflegematerial, aber auch 

Industrierestholz, das auch im Waldholz bereits enthalten ist. Neben der Forstwirtschaft ist die 

Landwirtschaft ein wichtiger Lieferant von Biomasse f¿r die energetische Nutzung. Im Vordergrund 

steht dabei der Rapsanbau zur Biodieselproduktion die Bereitstellung von Substraten f¿r die Bio-

gaserzeugung und der Anbau von stªrke- und zuckerhaltigen Pflanzen zur Bioethanolherstellung. 

Biomasse wird in fester, fl¿ssiger und gasfºrmiger Form zur Strom- und Wªrmeerzeugung und zur 

Herstellung von Biokraftstoffen genutzt. Knapp zwei Drittel  der gesamten Endenergie aus erneu-

erbaren Energiequellen wurde 2015 durch die verschiedenen energetisch genutzten Biomassen 

bereitgestellt. 
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Abb. 1 : Anteil  der erne uerbaren Energien  in Deutschland 2015 in TWh  

 

Quelle: AGEE Stat, Stand: Februar 2016 

 

3.1  Strom  

Die Energieversorgung in Deutschland wird von Jahr zu Jahr "gr¿ner", der Beitrag der erneuerbaren 

Energien wªchst bestªndig. Im Jahr 2015 trugen die erneuerbaren Energien bereits 30 Prozent zur 

Bruttostromerzeugung bei. Im Jahr 2014 waren es 25,8 Prozent. 

Die wachsende Bedeutung von erneuerbaren Energien im Strombereich ist wesentlich auf das seit 

dem 1. April 2000 geltende Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und seiner Novellierung im Jahr 

2014 zur¿ckzuf¿hren. 

Seit der Einf¿hrung des EEG stieg der Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch 

von sechs Prozent im Jahr 2000 auf 32,6 Prozent  nach vorlªufigen Angaben im Jahr 2015. Das 

Potenzial Deutschlands zur Steigerung des Stromverbrauchs aus Solar- und Windenergie sowie 

zum erheblichen Ausbau aus erneuerbaren Energien wollen wir weiter nutzen. Bis zum Jahr 2025 

sollen 40 bis 45 Prozent des in Deutschland verbrauchten Stroms aus erneuerbaren Energien pro-

duziert werden, bis zum Jahr 2035 sollen es 55 bis 60 Prozent sein.  
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Abb. 2 : Bruttostromerzeugung in Deutschland 2015 in TWh (*vorlªufige Zahlen, ** 

regenerativer Anteil)  

 

Quelle: AG Energiebilanzen, Stand: Dezember 2015 

 

Sonnen- und Windenergie sind zur Zeit die dynamischsten erneuerbaren Energietrªger bei der 

Energiewende im Strombereich. Daneben leisten Biomasse, Wasserkraft und Geothermie einen 

wertvollen Beitrag zur nachhaltigen Energieversorgung.  

 

3.2  Wªrme 

Biomasse sicherte etwa 88 % des EE-Wªrmeverbrauchs in Deutschland (Endenergie) im Jahr 2015, 

davon stammen ¿ber 70 Prozent aus Holz. Den grºÇten Anteil stellten mit 39,8 % die biogenen 

Festbrennstoffe in privaten Haushalten dar. Die Anzahl von Holzheizungen und insbesondere der 

Einzelraumfeuerstªtten in deutschen Haushalten hat in den zur¿ckliegenden Jahren erheblich zu-

genommen. Gleichzeitig wªchst die Menge an Brennholz, die z. B. in Kaminºfen zum Heizen genutzt 

wird. Heizen mit Holz ist weitgehend klimaneutral. Wªhrend auf der einen Seite erhebliche Mengen 

an Treibhausgasen ï 2015 immerhin ¿ber 47 Millionen Tonnen CO2- quivalente ï eingespart wer-

den, liegen die Partikelemissionen trotz MinderungsmaÇnahmen durch technischen Fortschritt und 

gleichzeitig strengeren Emissionsgrenzwerten auf vergleichsweise hohem Niveau. 

Aus diesem Grund wurde die Gesetzgebung in diesem Bereich mit dem Ziel zur Emissionsminde-

rung deutlich verschªrft und ist eine der wichtigsten Rahmenbedingungen im Bereich EE-Wªrme 

mit Festbiobrennstoffen. 
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Abb. 3 : Wªrme aus erneuerbaren Energien in Deutschland 2015 in Mrd. kWh (TWh; 

*vorlªufige Zahlen, **regenerativer Anteil) 

 

Quelle: AGEE Stat, Stand: Februar 2016 

 

Insgesamt wurde ein EE-Wªrmeanteil beim Endenergieverbrauch in Deutschland von 13,2 % er-

reicht (Quelle: AGEE Stat), davon stellte Bioenergie knapp 90 % zur Verf¿gung. 

 

Abb. 4 : Verteilung der Wªrme aus Biomasse in Deutschland 2015 in % (*vorlªufige 

Zahlen, ** regenerativer Anteil)  

 

Quelle: AGEE Stat, Stand: Februar 2016  
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3.3  Transportsektor  

Abb. 5 : Verteilung der Kraftstoffe aus Biomasse in Deutschland 2015 in % (*vorlªu-

fige Zahlen, ** regenerativer Anteil)  

  

Quelle: AGEE Stat, Stand: Februar 2016 

 

Im Transportsektor erreichte 2015 die Substitution von fossiler Endenergie durch biogene Kraft-

stoffe, einschlieÇlich Biomethan und Strom aus Bioressourcen, 5,3 %.  

In 2015 wurden Deutschland 56 Mio. Tonnen Kraftstoff verbraucht. Neben Dieselkraftstoff mit ¿ber 

61% und Ottokraftstoff mit mehr als 32% lag der Anteil biogener Kraftstoffe bei 3,4 Mio. t bzw. 

4,8 % - bezogen auf den Energiegehalt. Unter 2 % lag der Absatz an Erdgas und Fl¿ssiggas als 

Kraftstoff.  

Biodiesel bleibt mit 1,8 Mio. Tonnen bzw. 62 % der Biokraftstoffe der wichtigste Biokraftstoff in 

Deutschland. Er wird vor allem ¿ber die Beimischung zu normalem Diesel B7 genutzt.  

Pflanzenºlkraftstoff fand ausschlieÇlich als Reinkraftstoff in angepassten Motoren eine geringe Ver-

wendung.  

Bioethanol wird nahezu vollstªndig ¿ber die Beimischung zu Ottokraftstoff vertrieben. Der Bioetha-

nolabsatz in Deutschland lag in 2015 bei 1,2 Mio. t.  

Neben der Schonung fossiler Ressourcen spielt der ºkologische Aspekt auch hier eine wichtige 

Rolle: Biotreibstoffe kºnnen einen erheblichen Beitrag dazu leisten, dass die vorgegebenen Ziele 

der CO2-Einsparung erreicht werden kºnnen. Im Jahr 2015 wurden durch die Nutzung von Biok-

raftstoffen ca. 5 Mio. t CO2 -ªq. eingespart. 
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3.4  Treibhausgase  und Potentiale zur Ver meidung von  klimarelevante n 

Emissionen  

Durch Bioenergie wurden im Jahr 2015 insgesamt 167,5 Mio. t CO2- quivalente vermieden. Dabei 

stellte Bioenergie mit ca. 40 % der vermiedenen CO2- quivalent-Emissionen oder 67 Mio. t CO2-

 quivalente den grºÇten Anteil der einzelnen EE dar. Dies zeigt, dass im EE-Mix die Bioenergiearten 

eine dominierende Rolle beim Klimaschutz haben. 

 

Abb. 7 : Vermiedene  Treibhausgas -Emissionen durch e rneuerbaren Energien  

 

Quelle: AGEE Stat, (Stand: Februar 2016) 

 

Beim Blick auf die unterschiedlichen Energietrªger zeigt sich, dass Bioenergie die meisten Treib-

hausgase einspart, da sie in allen Bereichen eingesetzt werden kann und bei der Wªrmenutzung 

den GroÇteil und beim Verkehr sogar den gesamten Anteil der Erneuerbaren Energien im jeweiligen 

Sektor ausmacht. Im Bereich Strom hat die Windkraft den grºÇten Anteil an der Treibhausgasver-

meidung, gefolgt von der Stromerzeugung aus Biomasse sowie von der rasch wachsenden Photo-

voltaik und Wasserkraft. 
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4.  STRUKTUR UND ZUORDNUNG DER RECHTLI CHEN RAHMENBEDINGUNGEN 

F¦R DIE ENTWICKLUNG DER BIOENERGIE ALS TEIL DER ERNEUERBAREN  

ENERGIEN IN DEUTSCHLAND 

Die Struktur der rechtlichen Rahmenbedingungen f¿r die Entwicklung der Bioenergie als Teil der 

Erneuerbaren Energien in Deutschland umfasst die drei Hauptbereichender Bioenergie: Herstellung 

von Energietrªgern, Verstromung und Wªrmeerzeugung, wobei der Schnittbereich ĂKraft-Wªrme-

kopplungñ (Strom- und Wªrmeerzeugung) auch entsprechend der Zustªndigkeiten entweder von 

einzelnen Rahmenbedingungen der zwei Hauptbereiche: Wªrme und Strom oder durch spezifische 

Regelungen wie z.B. das Kraft-Wªrmekopplungsgesetz (KWKG) betroffen ist. 

In folgendem Diagramm ist die Struktur der r echtlichen Rahmenbedingungen f¿r die Entwicklung 

der Bioenergie als Teil der Erneuerbaren Energien dargestellt. 

 

Abb. 8: Struktur der rechtlichen Rahmenbedingungen f¿r die Entwicklung der Bio-

energie in Deutschland  
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5.  GESETZE UND VERORDNUNGEN 

¶ Gesetze und Verordnungen 

¶ Bioabfallverordnung (BioAbfV) 

¶ Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung (Biokraft-NachV) 

¶ Biokraftstoffquotengesetz (BioKraftQuG) 

¶ Biomasseverordnung (BiomasseV) 

¶ Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung (BioSt-NachV) 

¶ Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

¶ D¿ngegesetz (D¿ngG) 

¶ D¿ngeverordnung (D¿V) 

¶ D¿ngemittelverordnung (D¿MV) 

¶ Energiesteuergesetz (EnergieStG) 

¶ Energieeinsparverordnung (EnEV) 

¶ Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 

¶ Erneuerbare-Energien-Wªrme-Gesetz (EEWªrmeG) 

¶ Gasnetzzugangsverordnung (GasNZV) 

¶ Gasnetzentgeltverordnung (GasNEV)  

¶ Kraft-Wªrme-Kopplungs-Gesetz (KWKG) 

¶ Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) 

¶ Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz (TierNebG) 

¶ Wirtschaftsd¿nger-Verordnung (WD¿ngV) 

Neben den genannten politischen Richtlinien und Konzepten zum k¿nftigen Bioenergieausbau sind 

vielfªltige staatliche Regelungen entscheidend, die sowohl die aktuelle Nutzung flankieren als auch 

die Erreichung der weiteren Ausbauziele unterst¿tzen sollen. Dazu zªhlen Gesetze, Verordnungen 

und Richtlinien, die Ge- und Verbote, Nutzungsverpflichtungen, steuerliche Anreize, Investitions-

beihilfen und Verg¿tungshºhen festlegen.  

Folgende gesetzliche Regelungen in Bezug auf Bioenergie sind von Interesse: 

Bioabfallverordnung (BioAbfV) 

Verordnung ¿ber die Verwertung von Bioabfªllen auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich und 

gªrtnerisch genutzten Bºden vom 21. September 1998, zuletzt geªndert am 04. April 2013.  

¶ Anhang 1 - Liste der f¿r eine Verwertung auf Flªchen geeigneten Bioabfªlle sowie der daf¿r 

geeigneten anderen Abfªlle, biologisch abbaubaren Materialien und mineralischen Stoffe. 

¶ Anhang 2 ï Anforderungen an die hygienisierende Behandlung von Bioabfªllen zur Gewªhr-

leistung der seuchen- und phytohygienischen Unbedenklichkeit 

¶ Anhang 3 - Vorgaben zur Analytik (Probenahme, Probevorbereitung und Untersuchung von 

unbehandelten und behandelten Bioabfªllen 

Weitere Informationen zur Bioabfallverordnung finden Sie hier. 

Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung (Biokraft-NachV) 

Verordnung zur nachhaltigen Erzeugung von Kraftstoffen aus Biomasse  

Die Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung trat am 30.09.2009 in Kraft. Sie sieht vor, dass f¿r 

Biokraftstoffe, die auf die Erf¿llung der gesetzlichen Verpflichtungen nach dem Bundesimmissions-

schutzgesetz angerechnet werden, ab der Ernte 2010 nur noch Biomasse eingesetzt werden darf, 

http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c4876
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c4873
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c6383
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c4872
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c4874
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c5891
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c4871
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c13895
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c4870
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c4869
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c4868
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c4866
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c4867
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c12642
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c5136
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c6586
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c14688
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c14689
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c13896
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/bioabfallverordnung/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/bioabfallverordnung/
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die nachweislich nachhaltig hergestellt wurde. Zudem muss der Biokraftstoff eine Treibhausgas-

minderung von 35 % aufweisen. Dieser Wert steigt bis 2018 auf 50 % bzw. f¿r Neuanlagen auf 60 

% an.  

Weitere Informationen zur Biokraftstoff -NachV finden Sie hier. 

Biokraftstoffquotengesetz (BioKraftQuG) 

Gesetz zur Einf¿hrung einer Biokraftstoffquote durch  nderung des Bundes-Immissionsschutzge-

setzes und zur  nderung energie- und stromsteuerrechtlicher Vorschriften  

Der Bundestag hat am 26. Oktober 2006 das Biokraftstoffquotengesetz verabschiedet. Darin wird 

die Mineralºlwirtschaft verpflichtet, ab dem 1. Januar 2007 einen wachsenden Anteil von Biokraft-

stoffen, jeweils bezogen auf den gesamten jªhrlichen Absatz eines Unternehmens an Otto- und 

Dieselkraftstoff (einschlieÇlich des Biokraftstoffanteils), zu vertreiben.  nderungen des Biokraft-

stoffquotengesetzes ergeben sich aus dem am 18. Juni 2009 verabschiedeten Gesetzentwurf der 

Bundesregierung zur  nderung der Fºrderung von Biokraftstoffen.  

Weitere Informationen zum Biokraftstoffquotengesetz finden Sie hier. 

Biomasseverordnung (BiomasseV) 

Die Biomasseverordnung regelt den Begriff der Biomasse im Sinne des Erneuerbare-Energien-Ge-

setzes (EEG): 

¶ welche Stoffe als Biomasse gelten, 

¶ welche technischen Verfahren zur Stromerzeugung aus Biomasse fallen in den Anwendungs-

bereich des Gesetzes, 

¶ welche Umweltanforderungen sind bei der Erzeugung von Strom aus Biomasse einzuhalten. 

Die Biomasseverordnung trat am 28.6.2001 in Kraft und wurde zuletzt am 21.7.2014 geªndert. Die 

1.  nderungsverordnung zur Biomasseverordnung vom 18. August 2005 gilt f¿r EEG-Anlagen, die 

bis zum 31.12.2011 in Betrieb gingen. F¿r alle Anlagen, die nach dem EEG 2012 in Betrieb genom-

men wurden, gilt die Biomasseverordnung in der Fassung vom 24.2.2012.  

Weitere Informationen zur Biomasseverordnung finden Sie hier. 

Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung (BioSt-NachV) 

Verordnung zur nachhaltigen Erzeugung von Strom aus fl¿ssiger Biomasse  

Die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung trat am 24. August 2009 in Kraft und sieht vor, dass 

f¿r die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien zuk¿nftig nur noch Pflanzenºle eingesetzt wer-

den, die nachhaltig hergestellt wurden.  

Weitere Informationen zur BioSt-NachV finden Sie hier. 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

Gesetz zum Schutz vor schªdlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Gerªusche, 

Ersch¿tterungen und ªhnliche Vorgªnge. Das Bundes-Immissionsschutzgesetz wird durch zahlrei-

che Verordnungen ergªnzt.  

In mehr als 30 Bundes-Immissionsschutzverordnungen ist geregelt, wie das Gesetz in die Praxis 

umgesetzt wird. Das betrifft im Wesentlichen technische Einzelheiten, die Anforderungen an be-

stimmte Typen von Anlagen sowie Einzelheiten zum Genehmigungsverfahren und zur ¦berwa-

chung von Anlagen.  

Weitere Informationen zum Bundes-Immissionsschutzgesetz finden Sie hier.   

http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/biokraftstoff-nachhaltigkeitsverordnung/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/biokraftstoff-quotengesetz/
http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/entw_foerderung_biokraftstoff.pdf
http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/entw_foerderung_biokraftstoff.pdf
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/biokraftstoff-quotengesetz/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/biomasseverordnung/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/biomasseverordnung/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/biomassestrom-nachhaltigkeitsverordnung/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/bundesimmissions-schutzgesetz/
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Bundes-Immissionsschutzverordnungen (BImSchV), die u.a. f¿r den Bioenergiebereich von Bedeu-

tung sind:   

¶   1. BImSchV - Kleinanlagenverordnung 

¶   4. BImSchV - Verordnung ¿ber genehmigungsbed¿rftige Anlagen (Einhaltung der TA Luft) 

¶ 10.BImSchV - Verordnung ¿ber die Beschaffenheit und die Auszeichnung der Qualitªten 

von Kraft- und Brennstoffen 

¶ 13. BImSchV - GroÇfeuerungsanlagen-Verordnung 

¶ 17. BImSchV - Verordnung ¿ber Verbrennungsanlagen f¿r Abfªlle und ªhnliche brennbare 

Stoffe 

D¿ngegesetz (D¿ngG) 

Download  

Das D¿ngegesetz regelt seit dem 06.02.2009 das D¿ngen und das Inverkehrbringen von D¿nge-

mitteln. Das D¿ngegesetz wurde zuletzt am 15.03.2012 geªndert.  

Es regelt die Sicherstellung der Pflanzenernªhrung, Erhalt und Verbesserung der Bodenfruchtbar-

keit und soll Gefahren f¿r Mensch, Tier und Umwelt abwenden.  

Die Vorhaben des D¿ngegesetzes werden durch die D¿ngeverordnung, die D¿ngemittelverordnung 

und die Wirtschaftsd¿nger-Verordnung umgesetzt. Novellierungen sind derzeit im parlamentari-

schen Verfahren. 

D¿ngeverordnung (D¿V) 

Download  

Die aktuelle Fassung der D¿ngeverordnung trat am 27.02.2007 in Kraft und wurde zuletzt am 

24.02.2012 geªndert. Sie regelt auf Grundlage des D¿ngegesetzes die Anwendung von D¿ngemit-

teln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und Pflanzenschutzmitteln nach den Grundsªtzen der gu-

ten fachlichen Praxis beim D¿ngen auf landwirtschaftlich genutzten Flªchen.  

Diese Verordnung dient in Teilen auch der Umsetzung der Richtlinie 91/676/EWG des Rates (EU-

Nitratrichtlinie) vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewªsser vor Verunreinigung durch Nitrat 

aus landwirtschaftlichen Quellen.   

Ziel der D¿ngeverordnung ist es, im Rahmen der D¿ngung die Ausnutzung der Nªhrstoffe durch 

die Pflanzen zu optimieren, Nªhrstoffverluste bei der Bewirtschaftung zu minimieren und langfristig 

Nªhrstoffeintrªge in Gewªsser zu vermeiden oder zu reduzieren.  

Mit der D¿ngeverordnung werden die Grundsªtze der D¿ngemittelanwendung und der D¿ngebe-

darfsermittlung, Besonderheiten bei der Anwendung von Wirtschaftsd¿ngern, die Erstellung von 

Nªhrstoffvergleichen und Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten geregelt. 

D¿ngemittelverordnung (D¿MV) 

Download  

Die D¿ngemittelverordnung vom 5. Dezember 2012, regelt die Zulassung, das Inverkehrbringen 

und die Kennzeichnung von D¿ngemitteln. Ein weiterer Bestandteil der Verordnung sind die Anfor-

derungen an die Seuchen- und Phytohygiene.  

Wesentlicher Bestandteil der D¿ngemittelverordnung ist die Typenliste, die sich in folgende Ab-

schnitte gliedert:  

¶ Mineralische Einnªhrstoffd¿nger 

¶ Mineralische Mehrnªhrstoffd¿nger 

http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/bundesimmissions-schutzgesetz/1-bimschv/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/bundesimmissions-schutzgesetz/4-bimschv/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/bundesimmissions-schutzgesetz/10-bimschv/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/bundesimmissions-schutzgesetz/10-bimschv/
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/d_ngg/gesamt.pdf
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c4870
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c4869
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/#c13896
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/d_v/gesamt.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/d_mv_2012/gesamt.pdf
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¶ Organische und organisch-mineralische D¿ngemittel 

¶ D¿ngemittel mit Spurennªhrstoffen. 

Energiesteuergesetz (EnergieStG) 

Das Energiesteuergesetz, das das Mineralºlsteuergesetz ablºst, trat am 1. August 2006 in Kraft. 

Es regelt die Besteuerung von Reinkraftstoffen, insbesondere von Biokraftstoffen.  nderungen des 

Gesetzes ergeben sich aus dem am 18. Juni 2009 verabschiedeten Gesetzentwurf der Bundesre-

gierung zur  nderung der Fºrderung von Biokraftstoffen vom 1. Dezember 2008.  

Weitere Informationen zum Energiesteuergesetz finden Sie hier. 

Energieeinsparverordnung (EnEV) 

In Tradition der "Wªrmeschutzverordnung" vom 16.08.1994 und "Heizungsanlagenverordnung" 

vom 04.05.1998 sowie der Energieeinsparverordnung (ENEV) vom 27. Juni 2007 werden mit der 

am 1. Oktober 2009 in Kraft gesetzten ENEV-Novelle 2009 nochmals weitergehende Anspr¿che an 

den Energiehaushalt von Gebªuden gestellt.  

Die energetischen Anforderungen im Gebªudebereich werden gegen¿ber der ENEV 2007 um bis 

zu 30 Prozent verschªrft, bis 2012 ist nochmals eine weitere Verschªrfung geplant.  

Weitere Informationen zur Energieeinsparverordnung finden Sie hier.  

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz regelt die Abnahme und Verg¿tung von ausschlieÇlich aus er-

neuerbaren Energiequellen gewonnenem Strom durch Versorgungsunternehmen, die Netze f¿r die 

allgemeine Stromversorgung betreiben. Es ist das wichtigste Instrument zur Fºrderung der Strom-

erzeugung aus erneuerbaren Energien.  

Im Jahr 2016 hat die Bundesregierung das EEG einer erneuten Novellierung unterzogen, um es an 

die aktuellen Entwicklungen im Bereich der erneuerbaren Energien anzupassen. Das novellierte 

EEG tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.  

Weitere Informationen zum Erneuerbare-Energien-Gesetz finden Sie hier. 

Erneuerbare-Energien-Wªrme-Gesetz (EEWªrmeG) 

Mit dem Inkrafttreten des EEWªrmeG am 1.1.2009 soll die Wªrmenutzung aus erneuerbaren Ener-

gien verstªrkt werden. Das Gesetz bestimmt, dass alle Wohn- und Nichtwohngebªude, deren Bau-

antrag bzw. Bauanzeige nach dem 1.1.2009 eingereicht wurde, einen Teil ihres Wªrmebedarfs 

(und Kªltebedarfs) aus erneuerbaren Energien decken m¿ssen.  

Weitere Informationen zum Erneuerbare-Energien-Wªrmegesetz finden Sie hier.  

Gasnetzzugangsverordnung (GasNZV) 

Die Verordnung ¿ber den Zugang zu Gasversorgungsnetzen (GasNZV) regelt die Bedingungen, 

unter denen die Gasnetzbetreiber Transportkunden Zugang zu den Gasnetzen gewªhren m¿ssen. 

Mit Datum vom 09.09.2010 trat die Neufassung des GasNZV in Kraft. Die letzte  nderung erfolgte 

im Zuge der EEG-Novelle 2014. Im Teil 6 sind die Regeln zum Einsatz von Biomethan ausgef¿hrt. 

Diese betreffen die Themen Netzanschluss, Netzzugang, Bilanzausgleich und Qualitªtsanforderun-

gen an das einzuspeisende Gas. Mit der Novellierung des EEG wurde die GasNZV am 21.7.2014 

geªndert.  

Den Text der Gasnetzzugangsverordnung finden Sie hier. 

Gasnetzentgeltverordnung (GasNEV)  

http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/entw_foerderung_biokraftstoff.pdf
http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/entw_foerderung_biokraftstoff.pdf
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/energiesteuergesetz/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/energie-einsparverordnung/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/erneuerbare-energien-gesetz-eeg/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/erneuerbare-energien-waerme-gesetz-eewaermeg/
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/gasnzv_2010/gesamt.pdf
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Die Verordnung ¿ber die Entgelte f¿r den Zugang zu Gasversorgungsnetzen (GasNEV) regelt u.a. 

die Methode zur Bestimmung der anfallenden Nutzungsentgelte f¿r Gastransportkunden. Im Rah-

men einer Aktualisierung der GasNEV, die im September 2010 in Kraft trat, wurden einige Neure-

gelungen zur Fºrderung der Einspeisung von Biogas ins Erdgasnetz vorgenommen. Diese betreffen 

die Einspeiseentgelte (Ä19), die Entgelte f¿r vermiedene Netzkosten (Ä20a) und zur Kostenumlage 

(Ä 20b).  

Den Text der Gasnetzentgeltverordnung finden Sie hier. 

Kraft-Wªrme-Kopplungs-Gesetz (KWKG) 

Die Neufassung des Kraft-Wªrme-Kopplungs-Gesetzes (KWKG) ist am 1.1.2016 in Kraft getreten. 

Das KWKG regelt die Abnahme und Fºrderung des in KWK-Anlagen erzeugten Stromes, der auf 

Basis von Steinkohle, Braunkohle, Abfall, Abwªrme, Biomasse, gasfºrmigen oder fl¿ssigen Brenn-

stoffen erzeugt wird. Ebenfalls gefºrdert wird die Bezuschussung von Wªrme- und Kªltenetzen 

sowie von Wªrme- und Kªltespeichern, in die Wªrme/ Kªlte aus KWK-Anlagen eingespeist wird. 

Mit der Novellierung des KWK-Gesetzes verfolgt die Bundesregierung vorrangig diese Ziele: 

¶ Klimaschutz: Durch eine gezielte Unterst¿tzung von Gas-KWK sollen Emissionsminderungen 

von 4 Mio. Tonnen CO2 erreicht werden. 

¶ Flexibilitªt: Eine verbesserte Fºrderung von Wªrmespeichern, die Fokussierung auf den in das 

ºffentliche Netz eingespeisten KWK-Strom, die Einf¿hrung einer verpflichtenden Direktver-

marktung und weitere MaÇnahmen sollen KWK-Anlagen flexibler machen. Dadurch kºnnen die 

fluktuierenden erneuerbaren Energien unterst¿tzt werden. 

¶ Planungssicherheit: Der Fºrderrahmen wird bis 2022 verlªngert, das Ausbauziel prªzisiert und 

langfristig gefasst. F¿r 2020 sind 110 TWh KWK-Strom und f¿r 2025 120 TWh KWK-Strom 

festgeschrieben. 

Zustªndige Stelle im Sinne des Gesetzes ist das Bundesamt f¿r Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 

(BAfA). Weitere Informationen erhalten Sie auch auf den Internetseiten des Bundesministeriums 

f¿r Wirtschaft und Energie (BMWi). 

Den Gesetzestext zum Kraft-Wªrme-Kopplungs-Gesetz (KWKG) finden Sie hier. 

Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) 

Download  

Am 28.10.2011 hat der Deutsche Bundestag in einer Gesetzesnovelle das neue Kreislaufwirt-

schaftsgesetz, beschlossen, welches am 01.06.2012 in Kraft trat. Das Gesetz ersetzt das bisherige 

Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes. Damit wird der Schwerpunkt des Abfallrechts stªrker auf 

die Vorbereitung zur Wiederverwertung und das Recycling gelegt. Abfallerzeuger und -besitzer 

m¿ssen die beste ºkologische Option f¿r die jeweilige Abfallart wªhlen. Die getrennte Sammlung 

von Bioabfªllen sowie von Papier-, Metall-, Kunststoff- und Glasabfªllen wird ab 2015 zur Pflicht 

(Einf¿hrung der Wertstofftonne). Bis zum Jahr 2020 sollen 65 Prozent aller Siedlungsabfªlle recy-

celt und 70 Prozent aller Bau- und Abbruchabfªlle stofflich verwertet werden.  

Ende 2016 wird gepr¿ft werden, ob die Verwertungsquote f¿r Bau- und Abbruchabfªlle weiter 

steigerungsfªhig ist. Zuk¿nftig wird die Hausm¿llentsorgung vorrangig durch die Kommune abge-

sichert werden. Gewerbliche Sammlungen sind nur zulªssig, wenn die Erf¿llung der kommunalen 

Entsorgungsaufgabe nicht gefªhrdet wird. 

http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/gasnev/gesamt.pdf
http://www.bafa.de/bafa/de/energie/kraft_waerme_kopplung/index.html
http://www.bafa.de/bafa/de/energie/kraft_waerme_kopplung/index.html
http://www.bmwi.de/DE/Themen/Energie/Strommarkt-der-Zukunft/moderne-kraftwerkstechnologien,did=557894.html
http://www.bmwi.de/DE/Themen/Energie/Strommarkt-der-Zukunft/moderne-kraftwerkstechnologien,did=557894.html
http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/index.html#BJNR249810015BJNE000100000
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/krwg/gesamt.pdf
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Wirtschaftsd¿nger, die in Biogasanlagen verwendet und anschlieÇend als D¿nger genutzt werden, 

sind im Regelfall nicht als Abfall einzustufen. Vollzugshinweise zum KrWG in Bezug auf Wirtschafts-

d¿nger wurden durch die Bundeslªnder erlassen, da diese nach der Kompetenzordnung des Grund-

gesetzes das Kreislaufwirtschaftsgesetz in eigener Verantwortung vollziehen. 

Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz (TierNebG) 

Download  

Dieses Gesetz dient der Durchf¿hrung der Verordnung (EG) Nummer 1069/2009 des Europªischen 

Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften f¿r nicht f¿r den mensch-

lichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte. Es trat am 25.01.2004 in Kraft und wurde zu-

letzt am 22.12.2011 geªndert.  

Die EU Verordnung unterteilt tierische Nebenprodukte in drei Kategorien mit unterschiedlichem 

Risikopotenzial und legt die verschiedenen Zulassungsbedingungen wie Abstªnde, Hygienisierung, 

Sicherheit und ¦berwachung sowie Reinigung und Desinfektion fest. So wird u.a. geregelt, welche 

Stoffe aus tierischen Nebenprodukten in Biogasanlagen eingesetzt werden d¿rfen.  

Das TierNebG regelt die Verpflichtung zur Verarbeitung und Beseitigung, die Melde-, Abhol-, An-

lieferungs-und Aufbewahrungspflicht und die ¦berwachung. 

Die Umsetzung erfolgt mit der Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsverordnung vom 27.07.2006, 

zuletzt geªndert am 23.04.2012. Hierin werden die Anforderungen an Verarbeitung, Behandlung 

und Entsorgung von tierischen Nebenprodukten geregelt. Dazu zªhlt auch die Vergªrung in Bio-

gasanlagen.  

Wirtschaftsd¿nger-Verordnung (WD¿ngV) 

Download  

Seit dem 01.09.2010 regelt die Verordnung ¿ber das Inverkehrbringen und Befºrdern von Wirt-

schaftsd¿ngern die Abgabe, das Befºrdern und Empfangen von D¿ngemitteln aus tierischen Aus-

scheidungen (z.B. G¿lle, Jauche, Mist etc.) und/oder aus pflanzlichen Stoffen, die in der Landwirt-

schaft anfallen (z.B. Gªrreste aus NawaRo-Anlagen) bzw. von Stoffen, die als Ausgangsstoff oder 

Bestandteil Wirtschaftsd¿nger enthalten, wie z.B. Gªrr¿ckstªnde aus Kofermentationsanlagen mit 

G¿lleeinsatz.  

Folgende Pflichten ergeben sich aus der Verordnung: 

¶ Aufzeichnungspflicht (f¿r Abgeber, Befºrderer und Empfªnger/Abnehmer)  

¶ Aufbewahrungspflicht (3 Jahre)  

¶ Meldepflicht (f¿r Empfªnger bei Einfuhr aus einem anderen Land oder Bundesland)  

¶ Mitteilungspflicht (f¿r Abgeber und Befºrderer vor der erstmaligen gewerbsmªÇigen Abgabe). 

Zustªndig f¿r die Umsetzung sind die jeweiligen Landesbehºrden.  

Die Verordnung gilt nicht f¿r Handlungen innerhalb eines Betriebes oder zwischen Betrieben des 

gleichen Verf¿gungsberechtigten innerhalb eines 50 km Umkreises. AuÇerdem f¿r Betriebe, die 

keinen Nªhrstoffvergleich erstellen m¿ssen, wenn die Summe aus eigenem Anfall und Aufnahme 

< 500 kg N pro Jahr ist, wenn die Jahresmenge 200 t Frischmasse nicht ¿bersteigt oder f¿r die 

Abgabe von Kleinverpackungen < 50 kg an nicht-gewerbliche Kunden.  

 

http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/tiernebg/gesamt.pdf
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CONSLEG:2009R1069:20101109:DE:PDF
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/tiernebv/gesamt.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/wd_ngv/gesamt.pdf
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6.  DIE WICHTIGSTEN RECHT LICHEN RAHMENBEDINGUNGEN F¦R DIE ENT-

WICKLUNG DER BIOENERGIE IN DEUTSCHLAND 

Die wichtigsten rechtlichen Rahmenbedingungen f¿r die Entwicklung der Bioenergie sind vor allem 

das EEG (Fºrderung der Stromerzeugung aus Biomasse), das EEWªrmeG (verpflichtende Quoten 

f¿r Biomasseheizungsanlagen f¿r Neubauten und z.T. Altbauten, u.a. unterst¿tzt durch das Markt-

anreizprogramm  des BMWi ĂErneuerbare Energienñ (MAP)) und das Energiesteuergeset z (Bi-

okraftstoffe sind nicht mehr energiesteuerbefreit, sondern werden gemªÇ des Biokrafstoffquo-

tengesetzes  bis zur einen jªhrlichen Pflichtquote zu fossilen Kraftstoffen beigemischt).  

Die Fºrderung von Bioenergieanwendungen erfolgt in der Regel nur dann, wenn die Prinzipien und 

Anforderungen der nachhaltigen Erzeugung der Rohstoffe (Biokraftstoff -Nachhaltigkeitsver-

ordnung  und Biomassestrom -Nachhaltigkeitsverordnung ) eingehalten werden. Bei der Ent-

wicklung der Erneuerbaren Biowªrme ist bei den Biomassefeuerungsanlagen die Einhaltung der 

Anforderungen des BImSchG und dessen Verordnungen (1. BImSchV, 4. BImSchV, 10. BImSchV, 

13. BImSchV, 17. BImSchV), die aktuell novelliert bzw. in der Novellierung sind, von entscheiden-

der Bedeutung. 

Das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) (EE-Strom) 

Das deutsche Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) ist das wichtigste Instrument zur Fºrderung von 

Wind- und Sonnenenergie, Wasserkraft, Biomasse und Geothermie im Bereich der Stromerzeu-

gung und hat den grºÇten Beitrag f¿r die Entwicklung der Bioenergie in Deutschland seit der 

Einf¿hrung im Jahr 2000 geleistet. Seit Einf¿hrung des Stromeinspeisungsgesetzes 1991, das als 

Vorlªufer des EEG gilt, wuchs der Anteil der Erneuerbaren Energien im Stromsektor rapide an. 

Insbesondere das Inkrafttreten des EEG am 01. April 2000 hat f¿r einen Wachstumsschub gesorgt. 

Nachdem die Erneuerbaren Energien 2010 einen Anteil von etwa 17 Prozent am Stromverbrauch 

hatten, wurde 2014 ein Wert von knapp 28 Prozent erreicht, im Jahr 2015 waren es bereits knapp 

30 %. 

Das EEG hat aber nicht nur den Klimaschutz und die Entwicklung der Erneuerbaren-Energien-Bran-

che mit einem hohen Exportanteil vorangebracht. Das Gesetz wurde auch selbst zum Exportschla-

ger. Weltweit haben sich fast 100 Staaten und Regionen - darunter 23 der 27 EU-Staaten - die 

Grundprinzipien des EEG zum Vorbild genommen und in eigene Gesetze ¿bertragen.  

Die Grundprinzipien des EEG (alt) 

- Investitionssicherheit durch garantierte Einspeiseverg¿tung und Anschlusspflicht: Jede Kilo-

wattstunde, die aus Erneuerbare-Energien-Anlagen erzeugt wird, muss abgenommen werden. 

Anlagenbetreiber erhalten in der Regel 20 Jahre lang eine technologiespezifische garantierte 

Verg¿tung f¿r ihren Strom. Insbesondere kleinen und mittelstªndischen Unternehmen wird so 

ein neuer Zugang zum Strommarkt erºffnet. 

- Innovation durch sinkende Verg¿tung: Eine regelmªÇige Absenkung der Verg¿tungssªtze (De-

gression) f¿r Neuanlagen ¿bt Kostendruck auf die Hersteller aus. So werden die Technologien 

immer effizienter und kosteng¿nstiger. 

- Keine Belastung der Staatskasse: Noch ist die Fºrderung erneuerbaren Stroms notwendig. Die 

EEG-Verg¿tungssªtze machen aber transparent, was Strom aus Wind- und Wasserkraft, Solar- 

und Bioenergie sowie Erdwªrme tatsªchlich kostet. Anders als bei fossilen Energien kommen 

keine versteckten Folgen wie Umwelt-, Klima- und Gesundheitsschªden dazu. Die Mehrkosten 

der regenerativen Stromerzeugung sind aber keine Subventionen, denn sie werden nicht aus 
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Steuermitteln bezahlt. Vielmehr wird die Fºrderung verbrauchsorientiert ¿ber die Stromrech-

nung umgelegt: Wer viel Strom verbraucht, zahlt auch mehr. Der Aufbau einer sicheren und 

sauberen Stromversorgung kostet zunªchst Geld ï aber mit dem EEG werden Ausgaben so 

gering wie mºglich gehalten. Die volkswirtschaftlichen Gewinne des EEG wie vermiedene Im-

porte, Klima- oder Umweltschªden, ¿berwiegen diese Kosten. 

Die EEG-Umlage 

Die Finanzierung der im EEG verankerten festen Einspeiseverg¿tung wird ¿ber die jªhrlich berech-

nete EEG-Umlage geregelt. Diese Umlage errechnet sich aus der Differenz zwischen den Verg¿-

tungszahlungen f¿r EEG-Strom und den Erlºsen, die durch den Verkauf des EEG-Stroms an der 

Strombºrse erzielt werden. Der resultierende Betrag wird nun auf alle Stromkunden gemªÇ Ihrem 

Stromverbrauch umgelegt. 

Parallel zum wachsenden Anteil der Erneuerbaren Energien ist in den letzten Jahren auch die EEG-

Umlage gestiegen. Im Jahr 2015 liegt die Umlage bei 6,17 Cent pro Kilowattstunde, was erstmals 

einen leichten R¿ckgang gegen¿ber dem Vorjahr bedeutet. 2016 wird diese wieder leicht auf 6,35 

Cent pro Kilowattstunde steigen.  

Der rapide Anstieg der EEG-Umlage hat dazu gef¿hrt, dass ab 2017 durch das bereits vom Bun-

destag verabschiedeten EEG 2017 ein Paradigmenwechsel bei den o.g. Grundprinzipien des EEG 

stattfinden soll.  

 nderungen im EEG 2017 f¿r Biomasse-Anlagen 

Grundsªtzlich werden keine feste Verg¿tungen (Tarife) f¿r sªmtliche EE-Anlagen im Rahmen des 

EEG 2017 gewªhrt, es werden Ausschreibungen im Rahmen eines jªhrlichen Ausbaukorridors 

durchgef¿hrt, die Gewinner mit den niedrigsten Geboten werden im Rahmen eines Wettbewerbs 

gefºrdert.  

F¿r Biomasseanlagen wird die Fºrderhºhe k¿nftig im Rahmen von wettbewerblichen Ausschrei-

bungen ermittelt. Eine Besonderheit f¿r diese Technologie ist, dass gemeinsame Ausschreibungen 

f¿r Bestands- und Neuanlagen durchgef¿hrt werden. Das Ausschreibungssystem soll also auch 

effizienten, bestehenden Biomasseanlagen eine wirtschaftliche Anschlussperspektive bieten. Anla-

genspezifische Merkmale, wie die AnlagengrºÇe oder Einsatzstoffe, werden dabei nicht differenziert 

betrachtet. 

 Der Gesetzgeber sieht gemªÇ Ä 4 Nr. 4 einen jªhrlichen Brutto-Zubau von Biomasseanlagen mit 

einer installierten Leistung von insgesamt 150 MW (2017-2019) bzw. 200 MW (2020-2022) vor. 

Damit erhºht sich das Ausbauziel f¿r die Biomasse im Vergleich zu den Regelungen des EEG 2014 

um 50 bzw. 100 MW. 

Ausschreibung 

Ausschreibungspflicht  

 Ab 2017 besteht gemªÇ Ä 22 Abs. 4 Nr. 1 f¿r alle Biomasseanlagen ¿ber 150 kW installierter 

Leistung die Pflicht zur Ausschreibung. Die MaximalgrºÇe der Anlagen, f¿r die ein Gebot abgegeben 

werden kann, betrªgt 20 MW (Ä 39 Abs. 4). Kleine G¿lleanlagen (Ä 44) fallen mit einer definierten 

AnlagengrºÇe von bis zu 75 kW entsprechend nicht unter die Ausschreibungspflicht. 

Ausschreibungsvolumen 

Vorgesehen ist ein Gebotstermin pro Jahr, jeweils am 1. September. Ausgeschrieben wird in den 

Jahren 2017 bis 2019 jeweils ein Volumen von 150 MW und in den Jahren 2020 bis 2022 jeweils 
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200 MW zu installierende Leistung. Die jªhrlichen Werte ab dem Jahr 2023 sollen zu einem spªteren 

Zeitpunkt festgelegt werden (Ä 28 Abs. 3). 

Das Volumen verringert sich gemªÇ Ä 28 Abs. 3a ab dem Jahr 2017 jeweils um die im vergangenen 

Jahr installierte Leistung von jenen Biomasseanlagen, die auÇerhalb der Ausschreibung realisiert 

wurden und eine gesetzlich festgelegte Verg¿tung erhalten. Das Volumen erhºht sich ab dem Jahr 

2018 wiederum um die Leistung, die im vorangegangenen Jahr nicht bezuschlagt werden konnte. 

Bei dem Ausschreibungsvolumen handelt es sich um einen Bruttowert, das heiÇt, die Reduzierung 

von Anlagenleistung und Stilllegungen werden nicht ber¿cksichtigt. Selbst wenn das Ausbauziel 

erreicht wird, kºnnte es daher dennoch zu einem R¿ckgang der Anlagenleistung kommen, da in 

den kommenden Jahren zunehmend mit der Stilllegung ªlterer Anlagen zu rechnen ist. 

Teilnahmebedingungen  

Um an einer Ausschreibung teilnehmen zu kºnnen, muss gemªÇ Ä 39 die Genehmigung nach dem 

Bundes-Immissionsschutzgesetz bzw. die Baugenehmigung f¿r die Anlage spªtestens drei Wochen 

vor dem Gebotstermin erteilt und die Anlage im Register der Bundesnetzagentur gemeldet worden 

sein. Es handelt sich also wie bei der Windenergie an Land um eine sogenannte Ăspªte Ausschrei-

bungñ. Die Anlage darf wiederum zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung noch nicht in Betrieb ge-

nommen worden sein. 

Sicherheiten  

Die bei Gebotsabgabe zu hinterlegende Sicherheit wird in Ä 39a f¿r Biomasseanlagen auf 60 ú/kW 

zu installierende Leistung festgelegt. 

Hºchstwert  

GemªÇ Ä 39b betrªgt der Hºchstwert f¿r Strom aus neuen Biomasseanlagen 14,88 ct/kWh im Jahr 

2017. F¿r Bestandsanlagen wird dieser Wert gemªÇ Ä 39f auf 16,9 ct/kWh festgelegt (siehe auch 

ĂSonderregelungen f¿r Bestandsanlagenñ). Die Hºchstwerte werden ab 2018 jªhrlich um ein Pro-

zent abgesenkt. 

Zahlungsvoraussetzungen  

Der Anteil von Mais und Getreide an dem eingesetzten Substrat wird weiter gedeckelt. Dieser darf 

nach Ä 39h Abs. 1 k¿nftig hºchstens 50 % im Jahr betragen (ab 2019: 47 % ab 2021: 44%). Im 

EEG 2014 betrug der mºgliche Anteil 60 %. 

Weiterhin besteht f¿r Biomasseanlagen ein Anspruch auf Fºrderung nur f¿r eine bestimmte Be-

messungsleistung. F¿r Biogasanlagen betrªgt diese Bemessungsleistung 50 % der bezuschlagten 

Gesamtleistung, f¿r feste Biomasseanlagen 80 % (Ä 39h Abs. 2). Die Begrenzung soll die bedarfs-

orientierte Auslegung und Fahrweise der Anlagen anreizen. 

Fristen und Pºnale 

 Ein erteilter Zuschlag erlischt gemªÇ Ä 39d nach 24 Monaten, sofern keine Verlªngerung bei der 

Bundesnetzagentur beantragt werden kann (z.B. bei anhªngiger Klage). Ab dem 18. Monat nach 

Bekanntgabe des Zuschlags ist ein sukzessives Pºnale fªllig, falls die Biomasseanlage nicht (voll-

stªndig) in Betrieb genommen wurde. Diese Strafzahlung betrªgt zunªchst 20 ú/kW der nicht in 

Betrieb genommenen Anlagenleistung. Ab dem 20. Monat werden 40 ú/kW und ab dem 22. Monat 

60 ú/kW, also die volle hinterlegte Sicherheit, fªllig (Ä 55 Abs. 4). 

Unabhªngig davon beginnt der Anspruch auf Fºrderung von Biomasseanlagen spªtestens 24 Mo-

nate nach Bekanntgabe des Zuschlags (Ä 39g Abs. 1). 

Sonderregelungen f¿r Bestandsanlagen ï Anschlussfºrderung 
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F¿r bestehende Biomasseanlagen, d.h. f¿r Anlagen, die erstmals vor dem 1. Januar 2017 aus-

schlieÇlich mit Biomasse in Betrieb genommen worden sind, besteht gemªÇ Ä 39f Abs. 1 die Mºg-

lichkeit, freiwillig an einer Ausschreibung teilzunehmen, sofern der EEG-Fºrderanspruch einer sol-

chen Anlage nur noch hºchstens 8 Jahre besteht (Ä 39f Abs. 1). Eine MindestgrºÇe f¿r die Teil-

nahme von Bestandanlagen gibt es nicht. Also auch Bestandsanlagen unter 150 kW kºnnen Gebote 

abgeben. 

Der Zuschlagswert ist f¿r bezuschlagte Bestandsanlagen mit einer installierten Leistung von 150 

kW oder weniger ï anders als bei neuen Biomasseanlagen ï der Gebotswert des hºchsten noch 

bezuschlagten Gebots der Ausschreibungsrunde (uniform pricing). 

Ist das Gebot erfolgreich, beginnt fr¿hestens 1 und spªtestens 3 Jahre nach der ºffentlichen Be-

kanntmachung des Zuschlags der neue Zahlungsanspruch (Ä 39f Abs. 2). Der Anlagenbetreiber 

kann den Zeitpunkt innerhalb dieser Spanne selbst wªhlen. Ab diesem Zeitpunkt erhªlt er 10 Jahre 

die neue Verg¿tung. 

Voraussetzung f¿r die Anschlussfºrderung einer Bestandsanlage ist der Nachweis eines Umwelt-

gutachtens, das innerhalb von 6 Monaten nach Beginn der neuen Verg¿tung vorzulegen ist und 

nachweisen muss, dass die Anlage im Sinne der Markt- und Systemintegration bedarfsorientiert 

betrieben werden kann (Ä 39f Abs. 4). Die Anlagen m¿ssen also dieselben Flexibilisierungsanfor-

derungen wie Neuanlagen erf¿llen und unter Umstªnden modernisiert werden. Die Anlage gilt in 

dem Fall als neu in Betrieb genommen. Somit gelten von da an die Regelungen des EEG 2017. In 

der Folge erhalten Betreiber von Bestandsanlagen keine Flexibilitªtsprªmie (Ä 50b) mehr, sondern 

nur noch den Flexibilitªtszuschlag (Ä 50a). 

Der Hºchstwert f¿r Gebote betrªgt bei Bestandsanlagen 16,9 ct/kWh. Der anzulegende Wert nach 

erfolgreichem Bieterverfahren ist ï unabhªngig vom Zuschlagswert ï begrenzt auf die durch-

schnittliche Hºhe des anzulegenden Werts des in der Anlage erzeugten Stroms bezogen auf die 

letzten 3 Jahre vor dem Gebotstermin. Die neue Verg¿tung soll also nicht ¿ber das bisherige Ver-

g¿tungsniveau der Anlage hinausgehen. 

Bei Geboten von Bestandanlagen wird die Pºnale in Hºhe von 20 ú/kW fªllig, wenn das Umwelt-

gutachten nicht fristgerecht, also spªtestens 6 Monate nach Beginn der neuen Verg¿tung, vorliegt. 

8 Monate nach Zahlungsbeginn betrªgt die Strafzahlung 40 ú/kW und nach 10 Monaten wird auch 

hier die gesamte entrichtete Sicherheit in Hºhe von 60 ú/kW fªllig (Ä 55 Abs. 5). 

Feste Verg¿tung und Degression 

F¿r kleine Biomasseanlagen bis zu 150 kW besteht die Mºglichkeit, eine gesetzlich festgelegte 

Verg¿tung in Hºhe von 13,32 ct/kWh in Anspruch zu nehmen und nicht an der Ausschreibung 

teilzunehmen. Das EEG 2017 definiert dar¿ber hinaus feste Verg¿tungsªtze f¿r Anlagen bis 500 

kW (11,49 ct/kWh), bis 5 MW (10,29 ct/kWh) sowie bis 20 MW (5,71 ct/kWh). Diese sind jedoch 

nur wªhrend einer ¦bergangszeit von Bedeutung. Demnach kºnnen Biomasseanlagen, die vor dem 

1. Januar 2017 genehmigt oder zugelassen und vor dem 1. Januar 2019 in Betrieb genommen 

werden, ebenfalls noch auf die Festverg¿tung zur¿ckgreifen (Ä 22 Abs. 4 und Ä 42). 

Auch die Verg¿tung f¿r neu in Betrieb gehende Biomasseanlagen unterliegt einer Degression. Ab 

2017 werden die anzulegenden Werte zweimal jªhrlich (April, Oktober) um 0,5 % abgesenkt (Ä 44 

a). 

Erneuerbare Energien-Wªrmegesetz (EEWªrmeG) und MAP (EE-Wªrme) 

Zweck des EEWªrmeG ist es, im Interesse des Klimaschutzes, der Schonung fossiler Ressourcen 

und der Minderung der Abhªngigkeit von Energieimporten eine nachhaltige Entwicklung der 
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Wªrme- und Kªlteversorgung zu ermºglichen und die Weiterentwicklung der Technologien zur 

Nutzung erneuerbarer Energien zu fºrdern. Das Gesetz soll auÇerdem dazu beitragen, den Anteil 

erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch f¿r Wªrme und Kªlte bis zum Jahr 2020 auf 14 

Prozent zu steigern. 

Zu diesem Zweck verpflichtet das EEWªrmeG in Ä 3, den Wªrmebedarf f¿r neu zu errichtende 

Gebªude anteilig mit erneuerbaren Energien zu decken. Die Pflicht besteht ab einer Nutzflªche von 

mehr als 50 Quadratmetern (zur Berechnung der Nutzflªche siehe Energieeinsparverordnung - 

EnEV). Adressaten dieser Pflicht sind alle Eigent¿mer neu errichteter Gebªude, gleichg¿ltig, ob es 

sich um ºffentliche oder private Bauherren handelt. Welche Form von erneuerbaren Energien ge-

nutzt werden soll, kann der Eigent¿mer entscheiden. Dabei sind einige Mindestanforderungen zu 

beachten. So muss ein bestimmter Mindestanteil des gesamten Wªrme- und/oder Kªltebedarfs mit 

erneuerbaren Energien erzeugt werden. Der Anteil ist abhªngig davon, welche erneuerbaren Ener-

gien eingesetzt werden. Bei der Nutzung solar-thermischer Strahlungsenergie m¿ssen derzeit  

- mindestens 15 Prozent des Wªrme- und Kªlteenergiebedarfs des Gebªudes durch eine solar-

thermische Anlage gedeckt werden,  

- bei der Nutzung von fester oder fl¿ssiger Biomasse sind es 50 Prozent, beim  

- Einsatz von Geothermie sind ebenfalls 50 Prozent.  

Hintergrund der unterschiedlichen Quoten sind unterschiedliche Investitions- und Brennstoffkos-

ten. 

Die Pflicht Erneuerbare Wªrme einzusetzen lªsst sich alternativ durch ErsatzmaÇnahmen des EE-

WªrmeG erf¿llen. So gilt die Nutzungspflicht als erf¿llt, wenn der Wªrme- und Kªlteenergiebedarf 

zu mindestens 50 Prozent aus Abwªrme oder aus Kraft-Wªrme-Kopplungsanlagen (KWK-Anlagen) 

gedeckt wird. Ebenso kºnnen ErsatzmaÇnahmen durch konventionell erzeugte Fernwªrme oder 

Fernkªlte sowie durch eine verbesserte Energieeinsparung beim Gebªude erzielt werden (Ä 7 Abs. 

2 und 3 EEWªrmeG). 

Bei der Ausgestaltung des Gesetzes wurde darauf geachtet, dass es jedem Gebªudeeigent¿mer 

mºglich ist, individuelle, maÇgeschneiderte und kosteng¿nstige Lºsungen zu finden. Daher sind 

verschiedene Kombinationen erneuerbarer und anderer Energietrªger zulªssig. Nªheres hierzu ist 

in Ä 8 EEWªrmeG geregelt. 

F¿r die ºffentliche Hand besteht eine Pflicht zum anteiligen Einsatz erneuerbarer Energien auch f¿r 

den Fall, dass bestehende Gebªude grundlegend renoviert werden (Ä 3 Abs. 2 EEWªrmeG).  

Das EEWªrmeG erlaubt den Bundeslªndern gemªÇ Ä 3 Abs. 4 u. a., auch f¿r den privaten Gebªu-

debestand Nutzungspflichten f¿r erneuerbare Energien festzulegen. Kommunen und Gemeindever-

bªnde haben durch das EEWªrmeG zudem eine erleichterte Mºglichkeit, zum Zweck des Klima- 

und Ressourcenschutzes einen Anschluss- und Benutzungszwang der ºffentlichen Nah- oder Fern-

wªrmeversorgung einzurichten (Ä 16 EEWªrmeG). 

Begleitend zum Gesetz fºrdert die Bundesregierung aus dem so genannten Marktanreizprogramm 

(MAP) MaÇnahmen zur Nutzung erneuerbare Energien, einschlieÇlich von Bioenergietrªgern im 

Wªrmemarkt. Ziel des MAP ist es, durch Investitionsanreize die Marktdurchdringung der erneuer-

baren Wªrme- und Kªltetechnologien zu unterst¿tzen. Dabei fºrdert das MAP primªr die Errichtung 

von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien in bereits bestehenden Gebªuden. Fºrderfªhig 

sind insbesondere Solarthermieanlagen, Biomasseanlagen und Wªrmepumpen sowie Tiefenge-

othermie-anlagen, Wªrmenetze und Wªrmespeicher. 

Marktanreizprogramm (MAP): MaÇnahmen zur Nutzung erneuerbare Energien 
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Mehr als zwei Drittel der Heizungsanlagen in Deutschland arbeiten ineffizient; rund zehn Millionen 

der Kessel sind ªlter als 15 Jahre. In den "Richtlinien zur Fºrderung von MaÇnahmen zur Nutzung 

erneuerbarer Energien im Wªrmemarkt" sind die rechtlichen Grundlagen hierzu verankert. 

Mit dem aktuell ¿berarbeiteten und verbesserten Marktanreizprogramm (MAP), das zum 1. April 

2015 in Kraft trat, zuletzt geªndert am 30.12.2015, will das Bundesministerium f¿r Wirtschaft und 

Energie (BMWi) daher mehr Haus- und Wohnungseigent¿mer, aber auch Unternehmen und Kom-

munen motivieren, bei der Wªrme auf die Kraft aus Sonne, Biomasse und Erdwªrme zu setzen. 

Mit dem MAP fºrdert das BMWi den Einbau von Solarthermieanlagen, Biomasseheizungen oder 

Wªrmepumpen f¿r Privatpersonen, Freiberufler und Unternehmen. Unterst¿tzt wird aber auch der 

Neubau von grºÇeren Heizwerken, die erneuerbare Energien nutzen, von Tiefengeothermieanlagen 

oder von Nahwªrmenetzen zur Verteilung erneuerbar erzeugter Wªrme, z. B. f¿r Quartierslºsungen 

von Kommunen. 

MAP: Fºrderung auf zwei Sªulen 

Mit einem Volumen von ¿ber 300 Mio. Euro pro Jahr ist das MAP ein zentrales Instrument zum 

Ausbau erneuerbarer Energien im Wªrmemarkt. Es leistet einen wichtigen Beitrag zur Energie-

wende, da es Private, Unternehmen und Kommunen motiviert, in nachhaltige Heiztechnik zu in-

vestieren und mit erneuerbaren Energien ihren Bedarf an Wªrme und Kªlte zu decken. Die Fºrde-

rung beruht dabei auf zwei Sªulen: 

Å Erstens : Zusch¿sse des Bundesamts f¿r Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) f¿r kleinere 

Anlagen in Privathaushalten und in Unternehmen. Darunter fallen Solarthermiekollektoren auf 

dem Dach, Pelletheizungen im Keller und effiziente Erdsonden im Garten f¿r die Wªrmepumpe 

im Haus. 

Å Zweitens : zinsg¿nstige Darlehen und Tilgungszusch¿sse durch die Kreditanstalt f¿r Wieder-

aufbau (KfW) f¿r groÇe, gewerbliche Anlagen - diese kºnnen beispielsweise Wªschereien, Ho-

tels oder kommunale Eigenbetriebe in Anspruch nehmen, die in erneuerbare Prozesswªrme 

investieren, Biomasse-Heizkraftwerke oder daf¿r ausgelegte Wªrmenetze errichten. 

Das Programm zielt hauptsªchlich auf die Modernisierung bestehender Gebªude und gewerblicher 

bzw. industrieller Prozesse ab. Beim Neubau von Gebªuden ist eine Fºrderung dagegen nur bei 

bestimmten, innovativen Anlagentypen mºglich. Hier besteht bereits eine Pflicht zur Nutzung er-

neuerbarer Energien nach dem Erneuerbaren-Energien-Wªrmegesetz (EEWªrmeG).  

Die aktuelle Neuregelung des MAP vom 30.12.2015 betrifft den Austausch veralteter Anlagen: Wer 

seine veraltete ineffiziente Heizung durch eine Biomasseanlage bzw. Wªrmepumpe ersetzt oder 

durch Einbindung einer heizungsunterst¿tzenden Solarthermieanlage seine Heizung modernisiert 

und sein gesamtes Heizungssystem durch Verbesserung der Energieeffizienz optimiert, kann einen 

Zusatzbonus von 20 % der Fºrderung nach dem Marktanreizprogramm erhalten. Weiterhin kann 

ein einmaliger Investitionszuschuss von 600 Euro f¿r die notwendigen MaÇnahmen zur Optimie-

rung der Energieeffizienz gewªhrt werden. 

Fºrderrichtlinien des Marktanreizprogramms 

Die Einzelheiten der MAP-Fºrderung sind in Fºrderrichtlinien geregelt. Diese "Richtlinien zur Fºr-

derung von MaÇnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien im Wªrmemarkt" werden je nach 

Bedarf an den Stand der Technik und an die aktuelle Marktentwicklung angepasst. Bei einer um-

fassenden Gebªudesanierung lªsst sich das MAP auch mit weiteren KfW-Fºrderprogrammen kom-

binieren: Werden bei der Sanierung neben dem Einbau einer MAP-gefºrderten Heizung weitere 

MaÇnahmen vorgenommen - beispielsweise die Dªmmung der Gebªudeh¿lle oder der Austausch 

http://www.bafa.de/bafa/de/energie/erneuerbare_energien/biomasse/index.html
http://www.bafa.de/bafa/de/energie/erneuerbare_energien/biomasse/index.html
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der Fenster - kºnnen f¿r diese MaÇnahmen Fºrderungen aus dem KfW-Programm "Energieeffizient 

Sanieren" als Kreditvariante (Nr. 151) oder als Zuschussvariante (Nr. 430) in Anspruch genommen 

werden. F¿r den Heizungseinbau bietet das KfW-Programm "Energieeffizient Sanieren - Ergªn-

zungskredit (Nr. 167)" daneben g¿nstige Kredite. 

Verankerung im EEWªrmeG 

Das MAP wurde in den Anfªngen bereits im Jahr 1993 gestartet. Mit dem Inkrafttreten des Erneu-

erbare-Energien-Wªrmegesetzes (EEWªrmeG) zum 1. September 2009 hat das MAP eine gesetzli-

che Verankerung erhalten. Das EEWªrmeG definiert zugleich das Ziel, den Anteil erneuerbarer 

Energien am Endenergieverbrauch bis 2020 auf einen Anteil von 14 Prozent zu erhºhen - 2014 

waren es noch 9,9 Prozent. Mit dem EEWªrmeG wurde zudem eine gesetzliche Nutzungspflicht f¿r 

den Einsatz eines Mindestanteils an erneuerbarer Wªrme/Kªlte in Neubauten eingef¿hrt. 

Private Hauseigent¿mer 

Private Hauseigent¿mer: Wertvoller Investitionszuschuss f¿r die neue Heizungsanlage 

Private Hauseigent¿mer kºnnen mit dem Umbau Ihrer Heizung einen wichtigen Beitrag zur Ener-

giewende leisten. Erneuerbare Energien kºnnen den Wªrmebedarf f¿r Heizung und Warmwasser 

bis zu 100 Prozent decken - und dabei nicht nur die Umwelt schonen, sondern auch die Heizkos-

tenrechnung senken. Ob Solarthermieanlage, Biomasseheizung oder effiziente Wªrmepumpe - jede 

dieser Technologien spart CO2-Emissionen ein und hilft bei dem Ziel, bis 2050 einen nahezu klima-

neutralen Gebªudebestand in Deutschland zu erreichen. Private Hauseigent¿mer werden daher mit 

dem MAP dabei unterst¿tzt, die Heizungsanlage ihres Ein-, Zweifamilien- oder Mehrfamilienhauses 

auf erneuerbare Energien umzustellen. 

Unterst¿tzt wird dabei nicht nur die Anschaffung der neuen Heizung, sondern im Rahmen des 

Einbaus auch die Optimierung des gesamten Heizungssystems - etwa mit Zusch¿ssen f¿r die Mo-

dernisierung der Heizkºrper. Und wer bereits mit erneuerbaren Energien heizt, kann jetzt auch f¿r 

das Nachjustieren seiner ªlteren, ¿ber das MAP bereits gefºrderten Anlage erneut einen weiteren 

Zuschuss beantragen. Diese Fºrderung zielt allerdings auf die Modernisierung bestehender Ge-

bªude; bei einem Neubau sind grundsªtzlich nur bestimmte, besonders innovative Anlagen fºrder-

fªhig. 

Unternehmen und Kommunen 

Neben privaten Hauseigent¿mern fºrdert das MAP auch Unternehmen und Kommunen, die in er-

neuerbare Energien investieren, um ihren Wªrme- oder Kªltebedarf abzudecken. Die j¿ngste No-

velle des MAP diente gerade auch dazu, das Programm f¿r den gewerblichen Bereich noch stªrker 

zu ºffnen. Denn die Energiewende im Wªrmemarkt muss sich k¿nftig noch stªrker auch in den 

Betrieben abspielen. 

Kleine und mittlere Unternehmen kºnnen deshalb vom MAP verstªrkt profitieren: Sie erhalten in 

dem auf Unternehmen zugeschnittenen und von der KfW betreuten Teil des Programms einen so 

genannten KMU-Bonus von zusªtzlichen 10 Prozent des Fºrderbetrags. Und GroÇunternehmen sind 

nun in allen Programmteilen uneingeschrªnkt berechtigt, eigene Fºrderantrªge zu stellen. 

Unternehmen und Kommunen kºnnen f¿r die Errichtung grºÇerer Anlagen, die mit erneuerbaren 

Energien Wªrme oder Kªlte erzeugen, aber auch f¿r den Bau neuer Nahwªrmenetze, Fºrdermittel 

in Form von zinsg¿nstigen Darlehen und Tilgungszusch¿ssen erhalten. Die KfW setzt den auf grº-

Çere Anlagen ausgerichteten Teil des MAP im Rahmen ihres Programms "Erneuerbare Energien 

Premium" um. 

https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Energie-Umwelt/Finanzierungsangebote/Erneuerbare-Energien-Premium-(271-281)/
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Energie-Umwelt/Finanzierungsangebote/Erneuerbare-Energien-Premium-(271-281)/
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Diese Fºrderung richtet sich vor allem an gewerbliche und kommunale Investoren und zielt auf die 

Errichtung grºÇerer Wªrmeanlagen sowie von Wªrmenetzen und -speichern.  

MAP-Bilanz 2015 

Das Marktanreizprogramm (MAP) ist ein zentrales Fºrderinstrument der Bundesregierung f¿r In-

vestitionen in erneuerbare Wªrme und Kªlte. Es fºrdert Anlagen f¿r Heizung und Warmwasserbe-

reitung sowie zur Bereitstellung von Kªlte oder Prozesswªrme aus erneuerbaren Energien. 

Das MAP trªgt dazu bei, das im Erneuerbare-Energien-Wªrmegesetz (EEWªrmeG) verankerte Ziel 

eines Anteils von 14 Prozent erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch f¿r Wªrme und Kªlte 

bis zum Jahr 2020 zu erreichen (Stand 2015: 13,2 %). Zwischen 2006 und 2015 hat das MAP bei 

Fºrderkosten von insgesamt ca. 2,4 Milliarden Euro zu Investitionen in Hºhe von ca. 13,1 Milliarden 

Euro in die Errichtung von Anlagen, Wªrmenetzen und -speichern zur Nutzung erneuerbarer Ener-

gien gef¿hrt. 

Im MAP-Programmteil der Investitionszusch¿sse (so genannter BAFA-Teil) wurden in 2015 insge-

samt rd. 38.200 Anlagen gefºrdert, hauptsªchlich Solarthermieanlagen, Biomassekessel und Wªr-

mepumpen in bestehenden Ein- und Zweifamilienhªusern. Hierbei stehen rd. 17.000 Solarkollek-

toranlagen an erster Stelle, gefolgt von rd. 16.700 Biomasseheizungen rd. 3.700 Wªrmepumpen 

sowie weiteren MaÇnahmen. Die Anzahl der im BAFA-Teil neu eingegangenen Antrªge liegt in 2015 

insgesamt bei rd. 68.000.  

Im KfW-Teil des MAP (KfW Programm Erneuerbare Energien, Premium) f¿r Anlagen im hºheren 

Leistungsbereich sowie f¿r Wªrmenetze und -speicher, die aus erneuerbaren Energien gespeist 

werden, sind in 2015 insgesamt 1.521 zinsg¿nstige KfW-Darlehen zugesagt worden. Dabei entfªllt 

der grºÇte Anteil auf 993 Wªrmenetze. In 2015 sind im KfW-Teil des MAP insgesamt 1.390 neue 

Antrªge eingegangen. Das Marktanreizprogramm wird im Jahr 2016 fortgef¿hrt. 

Energiesteuergesetz und Fºrderung von Biokraftstoffen (EE-Mobilitªt) 

In 2015 wurden Deutschland 56 Mio. Tonnen Kraftstoff verbraucht. Neben Dieselkraftstoff mit ¿ber 

61% und Ottokraftstoff mit mehr als 32% lag der Anteil biogener Kraftstoffe bei 3,4 Mio. t bzw. 

4,8 % - bezogen auf den Energiegehalt. Der Absatz an Erdgas und Fl¿ssiggas als Kraftstoff lag 

unter 2 %.  
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Abb. 9: Biokraftstoffe in Deutschland seit 2006.  

 

Neben der Schonung fossiler Ressourcen spielt der ºkologische Aspekt auch hier eine wichtige 

Rolle: Biotreibstoffe kºnnen einen erheblichen Beitrag dazu leisten, dass die vorgegebenen Ziele 

der CO2-Einsparung erreicht werden kºnnen. Im Jahr 2015 wurden durch die Nutzung von Biok-

raftstoffen ca. 5 Mio. t CO2-ªq. eingespart.  

Biodiesel bleibt mit 1,8 Mio. Tonnen der wichtigste Biokraftstoff in De utschland. Er wird vor allem 

¿ber die Beimischung zu normalem Diesel, B7, genutzt. Pflanzenºlkraftstoff fand ausschlieÇlich als 

Reinkraftstoff in angepassten Motoren Verwendung. Bioethanol wird nahezu vollstªndig ¿ber die 

Beimischung zu Ottokraftstoff vert rieben. Der Bioethanolabsatz in Deutschland lag in 2015 bei 1,2 

Mio. t. 

Wesentliche Zielsetzungen sind EU-weit vorgegeben: Auf europªischer Ebene ist durch die Erneu-

erbare-Energien-Richtlinie 2009/28/EG festgelegt, dass jeder Mitgliedstaat im Verkehrssektor im 

Jahr 2020 mindestens zehn Prozent des Endenergieverbrauchs aus erneuerbaren Quellen erreicht. 

Dar¿ber hinaus sind nach der EU-Kraftstoffqualitªtsrichtlinie 2009/30/EG bis zum Jahr 2020 die 

Treibhausgasemissionen aus Kraftstoffen um mindestens sechs Prozent zu vermindern. Bei der 

Erreichung beider Ziele wird Biokraftstoffen eine wesentliche Rolle zukommen. 

Hierzu hat die Bundesregierung im Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) Treibhausgas-min-

derungsquoten festgelegt: Unternehmen der Mineralºlwirtschaft sind verpflichtet die Treibhaus-

gasemissionen der von ihnen in Verkehr gebrachten Gesamtmenge fossilen Ottokraftstoffs, fossilen 

Dieselkraftstoffs und Biokraftstoffs in den Jahren 2015 und 2016 um 3,5 %, in den Jahren 2017 

bis 2019 um 4 % und ab dem Jahr  2020 um 6 % gegen¿ber einem zu errechnenden Referenzwert 

zu senken. Dazu m¿ssen u.a. f¿r jede einzelne Biokraftstoffmenge die Treibhausgasemissionen 

ermittelt und durch Nachhaltigkeitsnachweise belegt werden. 
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Die Energiesteuer-Richtlinie der EU 2003/96/EWG vom 27. Oktober 2003 gab den Mitgliedsstaaten 

eine ¦berarbeitung der Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom vor. Die 

Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht erforderte eine grundlegende ¦berarbeitung des Mi-

neralºlsteuerrechts. Zum 1. August 2006 wurde daher das Mineralºlsteuergesetz durch das Ener-

giesteuergesetz abgelºst. Die Einzelheiten der steuerlichen Beg¿nstigungen und Regelungen sind 

in der zum 4. August 2006 in Kraft getretenen Energiesteuer-Durchf¿hrungsverordnung (Energie-

StV) definiert. Am 18. Juni 2009 hat der Deutsche Bundestag dem Gesetzentwurf der Bundesre-

gierung zur  nderung der Fºrderung von Biokraftstoffen vom 1. Dezember 2008 zugestimmt. Eine 

weitere  nderung der Besteuerung von Biodiesel und Pflanzenºl wurde in Artikel 13 des Wachs-

tumsbeschleunigungsgesetzes festgelegt.    

Bis 2015 steuerbefreit waren Nach Ä 50 EnergieStG besonders fºrderw¿rdige Biokraftstoffe wie 

Synthetische Kohlenwasserstoffe oder synthetische Kohlenwasserstoffgemische. Biomethan als 

Kraftstoff war steuerbefreit bis 2015 (Erdgas und Fl¿ssiggas als Kraftstoff sind steuerermªÇigt bis 

2018).  

Seit Januar 2013 betrªgt die Energiesteuer f¿r Biokraftstoffe wie z.B. Biodiesel und Pflanzenºl 

45,03 Cent/l und gleich dem Steuersatz von fossilem Dieselkraftstoff. Die staatliche Fºrderung 

beider Reinkraftstoffe wurde nicht ¿ber das Jahr 2012 hinaus verlªngert. Bis 2012 wur-

den Biodiesel und Pflanzenºl als Reinkraftstoff durch einen reduzierten Steuersatz (Biodiesel: 18,6 

Cent/l und Pflanzenºlkraftstoff: 18,5 Cent/l) entlastet.  

Grundsªtzlich kann eine Energiesteuerentlastung  f¿r Biokraftstoffe nach Ä 50 nur in Anspruch 

genommen werden, wenn bei der Erzeugung der eingesetzten Biomasse nachweislich bestimmte 

ºkologische und soziale Anforderungen an eine nachhalti ge Produktion der Biomasse  sowie 

zum Schutz nat¿rlicher Lebensrªume erf¿llt werden und wenn der Biokraftstoff eine bestimmte 

Treibhausgasminderung aufweist.  
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7.  NACHHALTIG ERZEUGTE BIOMASSE -ROHSTOFFE:  BIOKRAFTSTOFF-  NACH-

HALTIGKEITSVERORDNUN G UND BIOMASSESTROM-NACHHALTIGKEITSVER-

ORDNUNG  

Biomasse soll im Interesse der Umwelt, des Klima- und Naturschutzes so hergestellt werden, dass 

ihr Einsatz zur Energieerzeugung mindestens 35 Prozent (50 % ab 2017) weniger Treibhausgase 

verursacht als die Verwendung fossiler Energietrªger. Weiterhin soll durch die Erzeugung der Bio-

masse die Zerstºrung sch¿tzenswerter Flªchen verhindert werden. Dies gilt insbesondere f¿r Ur-

wªlder, Feuchtgebiete und Savannen mit hoher biologischer Vielfalt.  

Im Jahr 2009 traten dazu die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung (BioSt-NachV) f¿r die Er-

zeugung von Strom aus fl¿ssigen Biobrennstoffen) und die Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung 

(Biokraft-NachV) in Kraft. Die beiden Verordnungen dienen der Umsetzung der EG-Richtlinie 

2009/28 vom 23. April 2009 zur Fºrderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen 

(Erneuerbare-Energien-Richtlinie der EU) und enthalten deckungsgleiche Nachweisregelungen.  

Den Nachweis der nachhaltigen Biomasseerzeugung m¿ssen Biostrom-Erzeuger gegen¿ber dem 

Netzbetreiber erbringen. Im Biokraftstoff -Bereich m¿ssen diejenigen, die den Kraftstoff in Verkehr 

bringen, den Nachweis gegen¿ber der Biokraftstoffquotenstelle erbringen. Die Nachhaltigkeits-

Nachweise sollen durch Zertifizierungsstellen f¿r die jeweiligen Glieder (sog. Schnittstellen) der 

Anbau- und Lieferketten verschiedener Biomassen nach entsprechender Kontrolle erstellt werden. 

Die zustªndigen Zertifizierungsstellen werden in Deutschland von der Bundesanstalt f¿r Landwirt-

schaft und Ernªhrung (BLE) anerkannt und kontrolliert.  

 

Abb.  10: Zertifizierung biogener  Kraftstoffe in der Gesamtkette  

 

http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/biomassestrom-nachhaltigkeitsverordnung/
http://bioenergie.fnr.de/rahmenbedingungen/gesetze-verordnungen-richtlinien/gesetzeslage/biokraftstoff-nachhaltigkeitsverordnung/
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Zertifizierungssysteme 

Zertifizierungssysteme im Sinne der Biokraft-NachV sind Systeme, die die Erf¿llung der Anforde-

rungen f¿r die Herstellung und Lieferung der Biomasse sowie der Biokraftstoffe organisatorisch 

sicherstellen. Sie enthalten Standards zur nªheren Bestimmung der Anforderungen, zum Nachweis 

ihrer Erf¿llung sowie zur Kontrolle dieses Nachweises. Durch Zertifizierungssysteme wird in der 

Praxis die Einhaltung von Nachhaltigkeitsanforderungen und Mindest-Treibhausgaseinsparungen 

bei der Produktion von Biomasse und Bioenergie ¿berpr¿ft und durch Zertifikat bestªtigt.  

Am 20. Juli 2010 hat die BLE der ISCC System GmbH und der REDcert GmbH die dauerhafte 

Anerkennung ihrer Zertifizierungssysteme erteilt.  

Zertifizierungsstellen 

Zertifizierungsstellen im Sinne dieser Biokraft-NachV sind unabhªngige nat¿rliche oder juristische 

Personen, die in einem anerkannten Zertifizierungssystem 

- Zertifikate f¿r Schnittstellen ausstellen, wenn diese die Anforderungen nach dieser Verordnung 

erf¿llen, und 

- die Erf¿llung der Anforderungen nach dieser Verordnung durch Betriebe, Schnittstellen und 

Lieferanten kontrollieren.  

In Deutschland ist f¿r die Anerkennung von Zertifizierungsstellen mit Sitz oder Niederlassung in 

Deutschland im Rahmen der nachhaltigen Biomasseherstellung die BLE zustªndig. Die durch die 

BLE erteilten Anerkennungen f¿r Zertifizierungssysteme und Zertifizierungsstellen nach der Nach-

haltigkeitsverordnungen Biokraft-NachV und BioSt-NachV werden ¿ber die BLE-Internetseiten ver-

ºffentlicht. 
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8.  ENTWICKLUNG DER BIOENE RGIE ALS TEIL DER ERNEUERBAREN ENERGIEN 

IN DEUTSCHLAND ï POLITIKOPTIO NEN F¦R DIE UKRAINE  

8.1  Bioenergie -Potentiale in Ukraine  

Die Ukraine ist abhªngig von Erdgasimporten und ihre Energieintensitªt ist hºher als die Energie-

intensitªt der meisten ºkonomisch weiter entwickelten Lªnder. Das Land kºnnte ein interessantes 

Beispiel daf¿r sein, wie sowohl Ziele der Energieeffizienz als auch der erneuerbare Energien ge-

meinsam erreicht werden kºnnen, da die Potenziale f¿r beide groÇ sind. Die Erneuerbaren Ener-

gien, insbesondere Biomasse, Solarthermie und Wind, bieten Mºglichkeiten f¿r die Reduzierung 

des Endverbrauches fossiler Energietrªger im Strom- bzw. Fernwªrmesektor. 

Trotz des aktuell niedrigen Ausbaugrades und Nachteilen in der Energiestrategie hat die Ukraine 

gute Voraussetzungen f¿r die k¿nftige Entwicklung der Erneuerbaren Energien, insbesondere der 

Bioenergie. Das Land besitzt groÇes Biomassepotenzial, welches f¿r die Energieerzeugung zur Ver-

f¿gung steht. Die wichtigsten Trªger dieses Potenzials sind Reststoffe aus der Landwirtschaft und 

kommunalen Einrichtungen, Restholz und zuk¿nftig auch Energiepflanzen, deren Anbau sich in 

letzter Zeit aktiv entwickelt.  

Auf Grundlage von SEC "Biomass" - Daten aus dem Jahr 2011 besitzt die Ukraine ein wirtschaftlich 

erschlieÇbares jªhrliches Bioenergiepotenzial von 24,5 Mio. t SKE (718 PJ). SchlieÇt man die Ener-

giepflanzenproduktion auf den derzeit ungenutzten landwirtschaftliche Flªchen (¿ber 4 Mio. ha) 

ein, erhºht sich das Potenzial um etwa 13,7 Mio. t SKE (402 PJ). Bei Nutzung des gesamten Po-

tenzials w¿rden bis zu 18% des gesamten Primªrenergieverbrauchs der Ukraine ersetzt werden 

kºnnen. 

Um diese erheblichen Bioenergiepotentiale zu mobilisieren besteht jedoch Bedarf an geeignete 

MaÇnahmen und Fºrderaktivitªten, die z.T. neu definiert und umgesetzt werden m¿ssen. 

Es bestehen bereits eine Reihe von rechtlichen Regelungen und Rahmenbedingungen in der Ukra-

ine, die die Entwicklung von Erneuerbaren Energien, einschlieÇlich der Bioenergie direkt beeinflus-

sen bzw. fºrdern: 

¶ Gesetz der Ukraine "¦ber Stromindustrie" Nr. 575/97-BP vom 16.10.1997, letzte Bearbei-

tung am 01.07.2013 (ĂGr¿ne Tarifeñ-Gesetz). Link: (ua) 

¶ Gesetz der Ukraine "¦ber Kraft-Wªrme-Kopplung (KWK) und Abfallenergiepotential", Bear-

beitung vom 01.01.2014. Link: (ua) 

¶ Gesetz der Ukraine "¦ber Alternative Energiequellen" Nr.555-15 vom 20.02.2003, letzte Be-

arbeitung am 21.10.2008. Link: (ua) 

¶ Gesetz der Ukraine "¦ber Alternative Kraftstoffe" Nr.1391-XIV vom 14.01.2000, letzte Bear-

beitung am 21.07.2012. Link: (ua) 

¶ Gesetz der Ukraine "¦ber die Novelle des Gesetzes der Ukraine "¦ber Elektrizitªt" bez¿glich 

der Stimulation der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien" Nr. 5485-VI 

vom 20.11.2012. Link: (ua) 

¶ Resolution des Ministerkabinetts der Ukraine "¦ber die Genehmigung des Staatszielwirt-

schaftsprogramms zur Energieeffizienz und Entwicklung des Bereichs der Produktion von 

Energietrªgern aus Erneuerbaren Energiequellen und alternative Kraftstoffarten f¿r 2010-

2015" Nr. 243-2010-ɕ, aktuelle Fassung vom 01.10.2013. Link: (ua) 

http://zakon2.rada.gov.ua/laws/show/575/97-вр
http://zakon1.rada.gov.ua/laws/show/2509-15
http://zakon4.rada.gov.ua/laws/show/555-15
http://zakon2.rada.gov.ua/laws/show/1391-14
http://zakon2.rada.gov.ua/laws/show/5485-17
http://zakon4.rada.gov.ua/laws/show/243-2010-п
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¶ Resolution der Nationalen Stromregulierungskommission der Ukraine "¦ber die Genehmigung 

der Berechnung der Tarife f¿r Strom und Wªrme, erzeugt durch Heizkraftwerke und KWK-

Anlagen und durch Installationen, die unkonventionelle  oder erneuerbare Energiequel-

len nutzen" Nr. 896 von 12.10.2005 (aktuelle Fassung). Link: (ua) 

¶ Steuergesetzbuch der Ukraine vom 02.12.2010 Nr. 2755-VI (Letzte Bearbeitung 

vom 13.11.2013) Link: (ua) 

¶ Verordnung des Ministerkabinetts der Ukraine "¦ber die Genehmigung des Konzepts 

des Staatszielprogramms f¿r Forschung und Technologieentwicklung der Produktion und 

Nutzung von biogenen Kraftstoffen" Nr.  276-2009-p vom 12.02.2009. Link: (ua) 

¶ Resolution des Ministerkabinetts der Ukraine "¦ber die Genehmigung der Vorgehensweise 

des Imports in das Zollgebiet der Ukraine von Gerªten, Maschinen, Technik und Fahrzeugen, 

die f¿r die Entwicklung der Produktion und des Verbrauchs von Biokraftstoffen genutzt wer-

denè Nr. 581 vom 18.05.2011. Link: (ua) 

¶ Resolution des Ministerkabinetts der Ukraine "Frage zur Einfuhr von energiesparenden Mate-

rialien, Ausr¿stung und Komponenten in das Zollgebiet der Ukraineè Nr. 444 

vom 14.05.2008. Link: (ua) 

¶ Resolution des Ministerkabinetts der Ukraine "¦ber die Genehmigung der Liste selbst herge-

stellter Waren, die zu 80 Prozent von der Steuer auf Verkaufsgewinne im Zollgebiet der Uk-

raine befreit sindè Nr. 1005 vom 28.09.2011. Link: (ua) 

¶ Verordnung der SAEE "¦ber die Genehmigung der Aufnahme in das staatliche Register der 

Unternehmen, Institutionen und Organisationen, die  in der Entwicklung, Umsetzung und An-

wendung von Energiespar- und EnergieeffizienzmaÇnahmen beteiligt sindè Nr. 49 

vom 01.04.2008. Link: (ua) 

¶ Gesetz der Ukraine "¦ber Abfall" Nr. 187/98-Ɉɖ vom 05.03.1998, aktuelle Fas-

sung vom 18.11.2012. Link: (ua) 

Zweifellos muss eine Umstellung der Energiepolitik der Ukraine z.B. auf die Nutzung Erneuerbarer 

Energien aufgrund der betrªchtlichen Biomasse- und Bioenergiepotentiale auch eine Bioenergie-

komponente beinhalten. Welche sind die aktuellen politischen Rahmenbedingungen dazu? 

Die Energiewirtschaft in der Ukraine befindet sich in einem ebenso schnellen wie tiefgreifenden 

Umbruch. Der Gasverbrauch hat sich seit dem Beginn der Auseinandersetzungen mit Russland in 

weniger als zwei Jahren fast halbiert, die Versorgung hªngt zudem nicht mehr vorrangig von Russ-

land ab. Die Kohlereserven als zentrale St¿tze der Strom- und Wªrmeversorgung liegen vor allem 

im Donbas, jenseits der Kontrolle der Ukraine und kºnnen nicht mehr in vollem Umfang genutzt 

werden. 30 Jahre nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl hat die Bedeutung der Kernener-

gie wieder zugenommen. Der Wegfall von Subventionen treibt die Energiepreise f¿r Haushalte in 

schwindelerregende Hºhen und belastet die Budgets der krisenbedingt ohnehin weitgehend ver-

armten Bevºlkerung. Gleichzeitig ist damit ein starker Anreiz f¿r eine Steigerung der Energieeffizi-

enz in einer durch fossile Energietrªger geprªgten Energiewirtschaft gegeben. Energiepolitische 

Reformen folgen bislang jedoch vor allem Auflagen der internationalen Partner der Ukraine zur 

makroºkonomischen Stabilisierung und zur Angleichung an energiewirtschaftliche Normen der EU. 

Im Rahmen von BIO-PROM hat das Scientific Engineering Center "Biomass" (ĂSEC Biomassñ; 

http://biomass.kiev.ua/e n/) die wesentlichen Einflussfaktoren der Bioenergieentwicklung in der Uk-

raine zusammengefasst: 

 

http://zakon4.rada.gov.ua/laws/show/z0574-06
http://zakon1.rada.gov.ua/laws/show/2755-17
http://zakon4.rada.gov.ua/laws/show/276-2009-р
http://zakon1.rada.gov.ua/laws/show/581-2011-п
http://zakon1.rada.gov.ua/laws/show/444-2008-п
http://zakon1.rada.gov.ua/laws/show/1005-2011-п
http://zakon1.rada.gov.ua/laws/show/z0318-08
http://zakon1.rada.gov.ua/laws/show/187/98-вр
http://biomass.kiev.ua/en/
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8.2  Treiber der Bioenergieentwicklung in der Ukraine  

Treiber der Bioenergieentwicklung in der Ukraine sind: 

- Mangelnde und unsichere Versorgung mit Erdgas aus Russland (seit Juni 2014).  

- Hoher Preis f¿r Erdgas an der ukrainischen Grenze (Ḑ380 $/1000 m3, Sommerpreis (Rabatt) 

ca. 250$ /1000 m3).  

- Annahme des Beschlusses der SMU ɷ293 vom 9. Juli 2014 "¦ber die Fºrderung des Ersatzes 

von Erdgas in der Wªrmeversorgung"  

- Anwendung des gr¿nen Tarifs f¿r die Stromerzeugung aus fester Biomasse (ú 12,39 Cent / 

kWh).  

- Selbstverpflichtung der Ukraine innerhalb der Energy Community zu einem verbindlichen Anteil 

erneuerbarer Energie von 11% des Bruttoendenergieverbrauchs in 2020.  

- Gr¿ndung und aktive Arbeit der Bioenergy Association of Ukraine (BAU; http://uabio.org/ ).  

 

8.3  Hindernisse f¿r die Bioenergieentwicklung in der Ukraine 

Hindernisse f¿r die Bioenergieentwicklung in der Ukraine sind: 

- Rechtliche H¿rden um einen ñGr¿nen Tarifò f¿r Bioenergie zu bekommen: falsche Definition 

von ĂBiomasseñ, ungerechtfertigt hoher Inlandsanteil, sehr niedriger ĂGr¿ner Tarifñ f¿r Energie 

aus Biomasse und Biogas. 

- Ein vernachlªssigbarer Anteil der Bioenergie zur Energiebilanz des Landes ist im Entwurf der 

aktualisierten Energiestrategie der Ukraine bis zum Jahr 2030 geplant.  

- Die Ukraine subventioniert weiterhin die Inlandspreise f¿r Erdgas f¿r die Bevºlkerung und den 

kommunalen Wohnungsbereich.  

- Die zunehmende Komplexitªt der Regeln und des Aufbaus der Bioenergieeinheiten 

 

http://uabio.org/


36 

9.  LEHREN DER EINF¦HRUNG UND ENTWICKLUNG DER ERNEUERBAREN ENER-

GIEN IN DEUTSCHLAND SOWIE DER  ENERGIEWENDE UND OPTIONEN F¦R 

DIE UKRAINE UND DIE UKRAINISCHE ENERGIEWIRTSCHAFT  

Die erste Phase des Umbaus des deutschen Energiesystems war durch die breite Fºrderung unter-

schiedlicher Konzepte im Strom-, Wªrme- und Treibstoffbereich gekennzeichnet. Diese wies im 

Zuge der technologischen Entwicklung aber auch der politischer Einflussnahme durchaus abrupte 

Wechsel auf. Beispiele sind die Fºrderung von biogenen Reinkraftstoffen oder der offshore-Wind-

kraft. In der zweiten Phase soll die Energiepolitik nun daf¿r sorgen, dass sich die Energiekonzepte 

durchsetzen, die sowohl kosteng¿nstig als auch umwelt- und klimavertrªglich sind. Dies kann ¿ber 

eine entsprechende Ausgestaltung der Marktmechanismen als auch ¿ber eine Konzentration der 

Forschungsfºrderung geschehen. 

In den vergangenen Jahren haben die erneuerbaren Energien in Deutschland, nicht zuletzt bedingt 

durch die Einf¿hrung des Erneuerbaren Energien Gesetzes (EEG) im Jahr 2000, eine st¿rmische 

technologische und ºkonomische Entwicklung genommen. Dieser Prozess in Deutschland wurde 

durch den beschleunigten Ausstieg aus der Kernenergie in Folge der Reaktorkatastrophen von 

Fukushima und den starken Zuwachs der regenerativen Stromerzeugungskapazitªten zunªchst be-

g¿nstigt. Regenerative Energien ï Photovoltaik, Biomasse und Windkraft ï decken derzeit bereits 

ca. ein Drittel des jªhrlichen Strombedarfs ab. Die Frage der Markteinf¿hrung regenerativer Ener-

gietechniken ist hier lªngst der Frage nach einer effektiven und vor allem kosteng¿nstigen Marktin-

tegration wachsender PV- und Windstrommengen gewichen. Biomasse spielt in diesem Zusam-

menhang aufgrund der flexiblen Einsatzmºglichkeiten eine puffernde Rolle.  

Strom  aus erneuerbaren Energien : Die Ukraine soll die extensive Entwicklung in Deutschland 

im Bereich ĂErneuerbare Stromproduktionñ nachahmen, dabei sollen die Akzente im Bereich ĂBio-

energieñ auf  die Nutzung fester Bioenergietrªger und weniger im Bereich ĂBiogasñ gesetzt werden, 

diese Entwicklung soll nicht durch reine stromgef¿hrte Anlagen, sondern nach Mºglichkeiten durch 

den Einsatz von Kraft-Wªrme-Kopplung (KWK) getrieben werden. Der Einsatz dezentraler Lºsun-

gen, die regional sowohl Strom- als auch Wªrmebedarf auf kommunaler Ebene verf¿gbare Bio-

massepotentiale mobilisieren, soll besonders gefºrdert werden. Als Orientierung kºnnen z.T. die 

Fassungen des EEG 2008 ï 2014 genutzt werden. Das EEG 2017 stellt zur Zeit f¿r die Ukraine 

keinen zielf¿hrenden Beispiel dar. 

Optionen f¿r die Ukraine: Die positiven Ansªtze der ukrainischen Gesetzgebung zur Entwicklung 

erneuerbarer Energien (Gesetz der Ukraine "¦ber Stromindustrie" Nr. 575/97 -BP vom 16.10.1997, 

letzte Bearbeitung am 01.07.2013 (ĂGr¿ne Tarifeñ-Gesetz)) sollen weiter ausgebaut und optimiert 

werden. Dabei sollen effektive Monitoring-, Kontroll- und Regelmechanismen entwickelt und etab-

liert werden.  

Wªrme aus erneuerbaren Energien : Ganz anders sieht die Entwicklung im Wªrmebereich, ein-

schlieÇlich der EE-Biomassewªrme aus. Nicht ausreichende bzw. nicht angepasste Anreizstruktu-

ren, restrikti ve umweltbezogene Gesetzgebung und noch unklare bzw. ausstehende technologische 

Richtungsentscheidungen f¿hren zu einer Stagnation in diesem Sektor auf niedrigem Niveau. Dabei 

kommt dem Wªrmesektor die entscheidende Bedeutung f¿r die Erreichung der Klimaziele der Bun-

desregierung zu.  

Die Energiewende entscheidet sich im Wªrmebereich : ¦ber die Hªlfte des deutschen End-

energiebedarfs ï und damit einhergehend auch der CO2-Emissionen ï liegt im Wªrmebereich. Die 
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Entwicklung der vergangenen 15 Jahren zeigt, dass es hier noch Entwicklungspotentiale gibt. Der 

Erfolg der Energie- und Klimapolitik in Deutschland wird daher wesentlich von den Fortschritten im 

Wªrmebereich abhªngen. Dies betrifft gleichermaÇen die Senkung des Raumwªrmebedarfs, den 

effizienten Einsatz von Prozesswªrme und den Ausbau erneuerbarer Energien, einschlieÇlich der 

EE-Biomassewªrme im Wªrmebereich.  

Sowohl die Wirkung des Erneuerbaren Wªrmegesetzes (EEWªrmeG) als auch des Marktanreizpro-

gramms des BMWi haben bislang, trotz des erheblichen MAP-Mitteleinsatzes, nicht die gew¿nsch-

ten Impulse gezeigt. Hier m¿ssen Anpassungs- und OptimierungsmaÇnahmen eingesetzt werden, 

um den Einsatz von EE-Wªrme effektiv zu steigern. 

Optionen f¿r die Ukraine: Es m¿ssen spezifische und an die ukrainischen Besonderheiten ange-

passte Anreizmechanismen bzw. rechtliche Rahmenbedingungen entwickelt und umgesetzt wer-

den. Dazu zªhlen die Entwicklung eines ukrainischen Marktanreizprogramms (UMAP) zur Fºrderung 

von EE-Technologien im Wªrmebereich sowie die Schaffung geeigneter rechtlichen Rahmenbedin-

gungen (Umwelt- und EE-Gesetzgebung), so dass eine effektive Fºrderung der EE-Wªrme sowohl 

im kommunalen als auch im privaten Bereich der Wªrmeversorgung ermºglicht werden kann. 

Eine wichtige Rolle dazu kann die Einf¿hrung von auf dem CO2-AusstoÇ basierten Anreizmechanis-

men eine wichtige Rolle spielen. Die bisherigen Mechanismen zur Einbeziehung des Klimaschªdi-

gungspotenzials durch einen CO2-Zertifikatehandel f¿r GroÇanlagen haben sich in der EU und in 

Deutschland als nicht wirksam erwiesen, so dass eine direkte CO2-Abgabe erneut diskutiert werden 

kann. Dazu kann eine Ausweitung der CO2-basierten Anreizregelung f¿r alle Marktbeteiligte mit 

einem Verbrauch fossiler Brennstoffe positive Auswirkung auf die Entwicklung der Erneuerbarer 

Wªrme am ukrainischen Markt haben.   

Mobilitªt durch erneuerbaren Energie n: Biotreibstoffe kºnnen einen erheblichen Beitrag dazu 

leisten, dass die vorgegebenen Ziele der CO2-Einsparung erreicht werden kºnnen. Im Jahr 2015 

wurden durch die Nutzung von Biokraftstoffen ca. 5 Mio. t CO2 -ªq. In Deutschland eingespart. 

Biokraftstoffe der 1. Generation wie Bioethanol oder Biodiesel spielen eine wichtige Rolle beim 

Klimaschutz und bei der Energieversorgung. Indem wir Biokraftstoffe verwenden, sinkt unsere Ab-

hªngigkeit vom immer knapper werdenden Erdºl, das oftmals aus politisch instabilen Lªndern im-

portiert wird. Ein GroÇteil der benºtigten Rohstoffe f¿r Biokraftstoffe dagegen wªchst in Deutsch-

land oder Europa. Daher hat die EU im Jahr 2008 beschlossen, den Anteil an Biokraftstoffen im 

Verkehrsbereich bis 2020 deutlich zu erhºhen.  

Nach der Erneuerbare-Energien-Richtlinie der EU muss der Anteil der erneuerbaren Energien im 

Verkehrssektor in jedem Mitgliedstaat auf 10 Prozent energetisch im Jahr 2020 gesteigert werden. 

Dieses Ziel wird seitens der Mitgliedstaaten aller Voraussicht nach zum GroÇteil durch Biokraftstoffe 

erf¿llt werden.  

Bei der Novelle der EU-Kraftstoffqualitªtsrichtlinie wurde ein Treibhausgasminderungsziel f¿r Kraft-

stoffe in Hºhe von mindestens 6 Prozent im Jahr 2020 gegen¿ber 2010 festgelegt. Auch dieses 

Ziel wird im Wesentlichen durch Biokraftstoffe erf¿llt werden.  

Um die Umweltvertrªglichkeit von Biokraftstoffen zu gewªhrleisten, hat die Bundesregierung eine 

Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung erlassen, d.h. es d¿rfen nur nachhaltig erzeugte und ent-

sprechend zertifizierte Biokraftstoffe eingesetzt werden.  

Die Entwicklung der Herstellung und Nutzung von Biokraftstoffen in Deutschland zeigt, dass bis 

2007 ein ausgeprªgt extensiver Anstieg des Einsatzes von Biokraftstoffen feststellbar ist. Von 0,3 

Mio. t im Jahr 2000 stieg die Produktion und Nutzung von Biokraftstoffen im Jahr 2007 auf 4,6 Mio. 
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t/a, davon stellte Biodiesel den Hauptanteil dar (siehe Abb. 9). Bis 2007 waren Biokraftstoffe steu-

erbefreit, es bestand keine verpflichtende Beimischung zum fossilen Otto- bzw. Diesel-Kraftstoff. 

Ab dem 15.07.2006 mit der Verabschiedung des Energiesteuergesetzes (EnergieStG) und spªter 

der Einf¿hrung des Biokraftstoffquoten-Gesetzes (BiokraftstoffquotenG) am 01.01.2007 wurde 

diese Entwicklung unterbrochen. Seit 01.201.2007 liegt die jªhrliche Produktion und Verbrauch von 

Biokraftstoffen der 1. Generation zwischen 3,4 und 3,8 Mio. t/a.  

Die angestrebten Biokraftstoffe der 2. Generation (Rohstoffe konkurrieren nicht mit dem Futter - 

und Nahrungsmittelbereich) sind noch kein Stand der Technik bzw. sind in der Forschungsphase. 

Optionen f¿r die Ukraine: Die positiven Ansªtze der ukrainischen Gesetzgebung zur Entwicklung 

erneuerbarer Kraftstoffe (Gesetz der Ukraine "¦ber Alternative Kraftstoffe" Nr.1391-XIV vom 

14.01.2000, letzte Bearbeitung am 21.07.2012) sollen weiter ausgebaut und optimiert werden. 

Hier sind zwei wichtige Erkenntnisse der Biokraftstoffproduktion und ïnutzung in Deutschland zu 

ber¿cksichtigen: 

¶ Biokraftstoffe der 1. Generation (Biodiesel, Rapsºl, Bioethanol) sind als ¦bergangslºsung in 

einem begrenztem Umfang einsatzfªhig, jedoch m¿ssen hier einige negative Eigenschaften 

ber¿cksichtigt werden: Flªchenkonkurrenz, Konkurrenz mit der Lebensmittelindustrie, relativ 

niedriges THG-Einsparpotential, dazu kann die Entwicklung in Deutschland nach 2007 mit der 

Einf¿hrung des EnergieStG und des BiokraftstoffquotenG als Beispiel genutzt werden. Entspre-

chend m¿ssen allerdings eine Reihe von Qualitªtsmanagement-MaÇnahmen und die Einf¿h-

rung von Qualitªtsstandards und ïRichtlinien f¿r Biokraftstoffe entwickelt und umgesetzt wer-

den. 

¶ Das Prinzip der Nachhaltigkeit ist bei der Produktion und Nutzung biogener Kraftstoffe beson-

ders wichtig, dazu m¿ssen entsprechende auf die ukrainischen Verhªltnisse abgestimmte Zer-

tifizierungssysteme entwickelt und eingesetzt werden. Zur Steuerung und Koordinierung der 

Zertifizierungsvorgªnge, nicht nur f¿r den Bereich der Biokraftstoffe, in der Ukraine soll eine 

zentrale Koordinierungsstelle in Anlehnung an die Bundesanstalt f¿r Landwirtschaft und Er-

nªhrung (BLE) in Deutschland aufgebaut werden. 

Erneuerbaren Energie n aus Bioressourcen, z.B. Biogas und Biomethan : 

Optionen f¿r die Ukraine: Die Ukraine hat ein sehr hohes Potenzial von Biomasse f¿r Bioenergie-

anwendungen und insbesondere f¿r die Biogasproduktion und ï nutzung. F¿r energetische Zwecke 

stehen, nach der Bioenergy Association of Ukraine (UABIO) mehr als 27 Mio. t SKE/a zur Verf¿gung. 

Hauptbestandteile des Bioenergiepotenzials sind in erster Linie landwirtschaftliche Reststoffe 

(Stroh, Mais-/Sonnenblumenr¿ckstªnde) und Energiepflanzen. Das gesamtwirtschaftliche Potenzial 

von Agrarreststoffen betrªgt ca. 12,2 Mio. t SKE/a, das Potenzial von Energiepflanzen wird auf 10 

Mio. t SKE/a geschªtzt. 

Wie in der EU kann eine Biogas- und Biomethan-Produktion bzw. -Nutzung in der Ukraine nur unter 

der Voraussetzung von stringenten und tragfªhige Rahmenbedingungen entwickelt werden, da 

unter den aktuellen Marktbedingungen Biogas bzw. Biomethan nicht in Bezug auf Erdgas (EG) 

konkurrenzfªhig ist. Allerdings stellt Biomethan unter ukrainischen Bedingungen eine wichtige Al-

ternative zum Erdgas dar und kann zur Erreichung der Energieunabhªngigkeit der Ukraine als Ware 

f¿r den nationalen Markt oder f¿r den Export, wenn ein entsprechender rechtlicher Rahmen ent-

wickelt werden soll, maÇgeblich beitragen. Dazu m¿ssen allerdings folgende Punkte ber¿cksichtigt 

werden: 
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- Qualitªtsunterschiede zwischen dem verf¿gbaren Erdgas und dem Biomethan (aufbereitetes 

Biogas): entsprechend dem Einsatzbereich (energetische/stoffliche Nutzung) sollen konkrete 

technische Spezifikationen, Richtlinien und Standards f¿r Biomethan entwickelt und umgesetzt 

werden. Diese Regelungen sollten auch Anforderungen zu: 

o Nachhaltigkeitskriterien f¿r den Einsatz von Rohstoffen f¿r die Biogasproduktion; 

o Vorschriften f¿r den Netzanschluss, Qualitªt, Transport und Logistik 

umfassen. Die Entwicklung und Einhaltung solcher Qualitªtsanforderungen sind insbesondere 

bei einer Nutzung von Biomethan als Kraftstoff im Mobilitªtsbereich wichtig. 

- Bei einer breiten Biogas- bzw. Biomethanproduktion in der Ukraine ist die Schaffung eines 

nationalen Registers f¿r die Biomethanproduktion und ïVerbrauch als Kontroll- und Zertifizie-

rungsstelle notwendig. Diese zentrale Erfassungsstelle kann die Pr¿fung und den Nachweis 

von Nachhaltigkeitskriterien der Biomethanproduktion ¿bernehmen und soll dazu auch inter-

national anerkannt werden. 

- Entwicklung und Umsetzung spezifischer Anreizmechanismen f¿r die Biomethanproduktion 

bzw.- einsatz, vor allem f¿r den Ersatz von Erdgas in aktuellen Erdgasanwendungen. Dazu 

sollen Marktmechanismen aber auch die Energieeffizienz des Biomethaneinsatzes ber¿cksich-

tigt werden: hohe Energieeffizienz bei der Nutzung von Biomethan als Kraftstoff im mobilen 

Bereich ggf. bei einer stofflichen Nutzung und niedrige Energieeffizienz bei der Nutzung von 

Biomethan als Brennstoff zur Wªrmeversorgung. 

Insgesamt kann zusammengefasst werden, dass trotz hervorragender Mºglichkeiten f¿r eine groÇ 

angelegte Produktion von Bioerdgas bzw. Biomethan in der Ukraine noch einige Hindernisse und 

Hemmnisse, um diese Biomethanproduktion in der Ukraine zu etablieren, noch ¿berwunden wer-

den m¿ssen. Zur Verfolgung des Ziels: Signifikante Erdgassubstitution durch Biomethan in 

der Ukraine kºnnen folgende MaÇnahmen zur Produktion und Verbrauch von Biomethan in der 

Ukraine ber¿cksichtigt werden: 

Biomethan f¿r den privaten Bereich der Energieversorgung 

1. Entwicklung von technischen Vorschriften und staatlichen Standards f¿r die Qualitªt und die 

Einspeisung von Bio-Methan in das EG-Netz, dabei soll folgendes ber¿cksichtigt werden: 

- Einhaltung des erforderlichen Methangehaltes unabhªngig vom Ursprung des Biogases; 

- Einhaltung von Grenzwerten von Einzelkomponenten einschlieÇlich Sauerstoff, Kohlendi-

oxid, Schwefelwasserstoff, Mercaptane, Siloxane u.a. 

- Notwendigkeit von Gasodorierung; 

- andere Parameter. 

2. Entwicklung von technischen Vorschriften und staatlichen Standards f¿r die Qualitªt von Bio-

methan, die den Einsatz als Kraftstoff ermºglichen. 

3. Entwicklung einer nationalen Kontrollstelle zur Schaffung und Unterst¿tzung eines nationalen 

Registers f¿r die Produktion und Nutzung von Biogas bzw. Biomethan in der Ukraine. Diese 

Stelle soll den Ursprung, die ¦bereinstimmung mit technischen Anforderungen und Standards 

f¿r Biomethan sowie die Abstimmung mit ªhnlichen EU-Registern ¿bernehmen. Diese ist ins-

besondere im Fall eines AuÇenhandels mit Biomethan notwendig. 

4. Entwicklung und Umsetzung von  nderungen in der ukrainischen Energiegesetzgebung wie 

z.B. Gesetze der Ukraine "¦ber den Erdgasmarkt", "¦ber Alternative Kraftstoffe" u.a. wie folgt:  
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- Festlegung einer Definition von "Biomethan", technischer Anforderungen f¿r das EG-Netz, 

Einspeisung von Biomethan oder Einsatz als Kraftstoff im mobilen Bereich; 

- Verweis auf einschlªgige Normen und technische Vorschriften f¿r Biomethan in einem EG-

Netz und die mºgliche Verwendung von Biomethan als Kraftstoff; 

- Anschlussverfahren f¿r die Erzeuger von Biomethan und Einspeisung in das EG-Netz; 

- Festlegung von Verfahren, Vertrieb und Logistik f¿r Biomethan f¿r den Einsatz als Kraft-

stoff;  

- Festlegung von Marktregeln f¿r die Produktion, Verkauf und Nutzung von Biomethan (ver-

tragliche Beziehungen am Biomethanmarkt, Preisermittlungen, Steuern und Lizenzierung 

bzw. Zertifizierung der Biomethan-Produktion, Herkunftsnachweis und Verkaufsvolumen 

von Biomethan als Teil eines nationalen Biomethanregisters, etc.); 

- Festlegung von Anreizmechanismen, einschlieÇlich eines motivierenden Tarifs bzw. steu-

erlicher Anreize, die die Produktion und den Verbrauch von Biomethan (Bio-Erdgas) fºr-

dern. 

5. Entwicklung eines Verfahrens zur Einspeisung von Biomethan in das EG-Netz im Rahmen eines 

neuen Gesetzes "¦ber die Produktion und Nutzung von Biomethan", das Folgendes umfassen 

sollte: 

- Registrierungsverfahren f¿r Biogasproduzenten bzw. Biomethanlieferanten f¿r die Einspei-

sung in das EG-Netz; 

- Verpflichtung der Netzbetreiber zum Anschluss von Biomethananlagen, f¿r den  techni-

sche Voraussetzungen und Anforderungen noch entwickelt werden sollten; 

- Verantwortlichkeiten von Biomethan-Herstellern und Kosten f¿r den Anschluss, Verhªlt-

nisse zwischen den Herstellern/Lieferanten und EG-Netzbetreibern/Eigent¿mern. 

6. PR-MaÇnahmen, die zur Verbreitung von Informationen f¿r die Produktion und Mºglichkeiten 

der Nutzung von Biomethan in der Gesellschaft und der Wirtschaft f¿hren kºnnen: 

- Informationskampagnen in den Medien ¿ber die Vorteile der Biomethan-Produktion und -

Nutzung; 

- Seminare, Diskussionsrunden und Workshops ¿ber die Biomethan-Produktion und -Nut-

zung f¿r Vertreter der zentralen und lokalen Behºrden einschlieÇlich des Informationsaus-

tausch mit EU-Lªndern; 

- Teilnahme an Aktivitªten europªischer Informations- und Wissensnetze f¿r Biogas/ Bio-

methan. 

Biomethan f¿r den Export 

Zusªtzlich zu den inlªndischen Mºglichkeiten f¿r den Einsatz von Biomethan, bietet eine mºgliche 

Gas-Pipeline-Verbindung nach Europa theoretisch Exportmºglichkeiten f¿r Biomethan aus der Uk-

raine. Diese Mºglichkeit ist jedoch zur Zeit durch:  

- Das Fehlen gemeinsamer/kompatibler Register f¿r die Biomethanproduktion und die fehlende 

Erklªrung des Europªischen Erdgasnetzes als einzige logistische Einrichtung im Hinblick auf 

die Einspeisung von Biomethan in das Netz (EU-Regelungen in Bezug auf das Biomethan). 

- Die Beschrªnkung von bestehenden Anreizmechanismen einiger europªischer Lªnder nur auf 

die nationale Produktion und Nutzung von Biomethan. 

beschrªnkt.  

Es kann festgestellt werden, dass solange diese Barrieren existieren, keine signifikanten Mengen 

an Biomethan bzw. Bio-Erdgas aus der Ukraine f¿r den Exportmarkt produziert bzw. eingespeist 
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werden kºnnen. Es wird jedoch empfohlen, dass die Ukraine seine eigene Mechanismen und Re-

gelungen entwickeln soll, dies soll in enger Zusammenarbeit mit der EU durchgef¿hrt werden. Die 

Exportoption f¿r Biomethan kann in der EU nur dann eine Zukunft haben, wenn die vorhandenen 

Systeme, Netze und Produkte kompatibel sind. Dazu soll ein gemeinsames Erfassungs- und Zerti-

fizierungssystem f¿r Biomethan entwickelt und umgesetzt werden. Die Entwicklung gemeinsamer 

Regelungen und Standards f¿r die Verwendung von nachhaltig erzeugtem Biomethan in Transport-

anwendungen kann erhebliche Hemmnisse des grenz¿berschreitenden Handels mit Biomethan be-

seitigen, so dass die EU-Ziele im Bereich Erneuerbare Energien der RED und NRED erreicht werden 

kºnnen. 
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10.  AUSBLICK  

Das Flªchenpotenzial zur Nutzung der Bioenergie ist begrenzt. Dennoch zeigen Potentialanalysen 

f¿r die Ukraine, dass dem Biomasseeinsatz f¿r die energetische Nutzung insgesamt doch gute 

Chancen zugesprochen werden. F¿r die verstªrkte Nutzung der Bioenergie in der Ukraine kristalli-

sieren sich zwei Hauptstrºmungen heraus: 

- Zum einen liegen Studien vor, die die Bioenergie in der Ukraine vorrangig zur Wªrmeerzeugung 

in flexiblen Anlagen mit Kraft -Wªrme-Kopplung (KWK) zur Substitution von fossilem Erdgas 

und weniger f¿r die reine Stromerzeugung betrachten. Die Bioenergie kann bei einer entspre-

chenden Entwicklung der Photovoltaik- und Windenergie dann ihre Stªrken zum Ausgleich der 

fluktuierenden Stromproduktion aus Windkraft - und Solaranlagen voll zur Geltung bringen und 

gleichzeitig die Unabhªngigkeit der ukrainischen Energieversorgung sichern. 

- Andere Studien haben stªrker die Biogas-/Biomethanerzeugung und -Nutzung im Blick, vor 

allem als Ersatz von importiertem Erdgas. Es werden Chancen des in der Ukraine produzierten 

Biomethans f¿r den Export in die EU gesehen; diese sind aufgrund fehlender Regelungen im 

internationalen Biomethanhandel, aus heutiger Sicht unrealistisch. 

Um die ambitionierten Ziele der EU zum Ausbau der erneuerbaren Energien zu erreichen, muss die 

Entwicklung zukunftsweisender, effizienter und kosteng¿nstiger Technologien, sowohl national als 

auch international weiter vorangetrieben werden. Die vielfªltigen Vorteile von hochwertiger Bio-

energie, die auch Grenzen ¿bergreifend geliefert und gezielt vor Ort genutzt werden kann, m¿ssen 

verstªrkt ausgenutzt werden. Um die hohe Flexibilitªt der verf¿gbaren Bioenergietrªger optimal zu 

nutzen m¿ssen jedoch die Rahmenbedingungen f¿r einen internationalen Bioenergiemarkt voran-

getrieben werden.   

Vorschlªge zum europaweiten Ausbau der Erneuerbaren Energien, u.a. der Bioener-

gie:  

Eine ¦berarbeitung bzw. Anpassung der gesamten Energiegesetzgebung, um den Aufbau eines 

nachhaltigen Energiesystems zu gewªhrleisten ist zielf¿hrend, dazu sind folgende Punkte zu be-

r¿cksichtigen:  

1. Einf¿hrung von Mindesterzeugungsquoten f¿r Strom und Wªrmebereitstellung aus Erneuerba-

ren Energien und insbesondere von Bioenergie f¿r alle Energieversorger.  

2. Weitere Fºrderung der Erneuerbaren Energien durch geeignete Anreizmechanismen und recht-

liche Rahmenbedingungen, mit dem Ziel, die Erneuerbaren Energien so schnell wie mºglich 

zur Marktreife zu f¿hren und zur Zeit notwendige Subventionen abzubauen. 

3. Verbesserung der Gesetzgebung im Bereich Bioenergie und insbesondere in den Bereichen 

Biowªrme und Biomethan, so dass vorhandene Bioenergiepotentiale umweltfreundlich und 

nachhaltig auch im internationalen MaÇstab mobilisiert werden kºnnen. 

4. Verabschiedung eines Erneuerbare-Energien-Speichertechnologien-Gesetzes zur Fºrderung ei-

nes marktwirtschaftlichen, wettbewerbsfªhigen und technisch effizienten Ausbaus von Strom-

speicherkapazitªten. 

5. Aufbau eines Stromhandelssystems an der European Energy Exchange, dass die steigende 

Einspeisung Erneuerbarer Energien in das Stromnetz marktwirtschaftlich abbildet, und Um-

strukturierung bzw. Reform des europªischen Handels mit CO2-Zertifikaten, die eine Neurege-

lung der Vergabe von Gratiszertifikaten beinhaltet. Aktuell (2016) besitzen die Emittenten so 

viele ungenutzte Zertifikate, dass sie ein Jahr ohne jeglichen Zukauf auskommen kºnnten. 
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Dies hat zur Folge, dass der Preis entgegen den urspr¿nglichen Erwartungen gemªÇ den Ge-

setzen von Angebot und Nachfrage auf einem sehr niedrigen Niveau von < 5 Euro/Tonne liegt. 

Dies verhindert den Handel mit CO2-Zertifikaten und trªgt nicht zur effektiven Reduzierung der 

globalen Emissionen von Treibhausgasen bei.  
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